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Kapitel I 

Verdrängte Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes und Angehörige aufgelöster Dienststellen 

Abschnitt I 
Personenkreis 

§ 1 

Kapitel I dieses Gesetzes erstreckt sich auf 

1. die Beamten, Angestellten und Arbeiter des 
öffentlichen Dienstes, die am 8. Mai 1945 in 
einem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 

a) bei einer Dienststelle des Reichs innerhalb 
oder außerhalb des Bundesgebietes standen, 
die seither weggefallen ist, ohne daß ihre Auf- 
gaben ganz oder überwiegend von einer an- 
deren deutschen Dienststelle übernommen 
worden sind, oder 

b) bei einer Dienststelle des Reichs, eines Landes, 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverban- 
des (Gebietskörperschaften) außerhalb des 
Bundesgebiets standen und aus anderen als 
beamten- oder tarifrechtlichen Gründen nicht 
im Dienst belassen worden sind, 

2. die Wartestandsbeamten, Ruhestandsbeamten 
und sonstigen Versorgungsempfänger, für die am 
8. Mai 1945 keine auf Grund ordnungsmäßiger 
Überweisung zur Zahlung der Bezüge verpflich- 
tete Kasse im Bundesgebiet vorhanden war oder 
zwar vorhanden war, aber inzwischen weg- 
gefallen ist, und die von der zuständigen deut- 
schen Kasse Zahlungen nicht mehr erlangen 
können, 

3. die Berufssoldaten der früheren Wehrmacht, die 
am 8. Mai 1945 noch im Dienst waren oder vor 
diesem Zeitpunkt mit lebenslänglicher Dienstzeit- 
versorgung aus dem Dienst entlassen worden 
sind, 

4. die versorgungsberechtigten Hinterbliebenen der 
in Nrn. 1, 2 und 3 bezeichneten Personen. 

§ 2 

Rechte nach Kapitel I dieses Gesetzes haben nicht 
die in § 1 bezeichneten Personen, 

1. die nach dem 8. Mai 4945 entsprechend ihrer frü- 
heren Rechtsstellung unter Berücksichtigung 
etwaiger durch rechtskräftigen Kategorisierungs- 
(Spruchkammer-) Bescheid verfügter Einschrän- 
kungen zum Zwecke der Wiederverwendung in 
den Dienst des Bundes oder eines anderen öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet 
übernommen worden sind, 


3 



2. deren Dienst- oder Arbeitsverhältnis nach dem 
8. Mai 1945 aus beamten- oder tarif rechtlichen 
Gründen oder durch rechtskräftigen Kategorisie- 
rungs- (Spruchkammer-) Bescheid unter Verlust 
des Versorgungsanspruchs beendet worden ist, 

3. die ihren Versorgungsanspruch nach dem 8. Mai 
1945 aus beamtenrechtlichen Gründen oder durch 
rechtskräftigen Kategorisierungs- (Spruchkam- 
mer-) Bescheid verloren haben, 

4. die als Österreicher durch die Vereinigung Öster- 
reichs mit dem Deutschen Reich die deutsche 
Staatsangehörigkeit erworben hatten, es sei denn, 
daß sie bei Eintritt des Versorgungsfalles oder am 
8. Mai' 1945 bei einer deutschen Behörde außer- 
halb des Landes Österreich planmäßig angestellt 
waren, 

sowie die Hinterbliebenen dieser Personen, zu Nrn. 

2 und 3, soweit auch sie ihren Versorgungsanspruch 

verloren haben. 


§ 3 

(1) Auf die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts, die keine Gebietskörperschaften 
sind (Nichtgebietskörperschaften), findet Kapitel I 
dieses Gesetzes nach Maßgabe der Vorschriften des 
Absatzes 2 Anwendung. 

(2) Der Kreis der Nichtgebietskörperschaften 
wird durch Rechtsverordnung der Bundesregierung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, be- 
stimmt. Hierbei können entsprechende Einrichtungen 
im Bundesgebiet zur Unterbringung und Versorgung 
dieser Personen verpflichtet und von der Verpflich- 
tung nach § 12 ganz oder teilweise befreit werden. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die 
Beamten, Angestellten und Arbeiter, die bei öffent- 
lich-rechtlichen Sparkassen beschäftigt waren. 

§ 4 

(1) Ansprüche nach Kapitel I dieses Gesetzes kön- 
nen von den in den §§ 1 und 3 bezeichneten Personen 
nur geltend gemacht werden, wenn sie 

1. ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt bis 
zum 23. Mai 1949 im Bundesgebiet befugt ge- 
nommen haben oder 

2. nach diesem Zeitpunkt im Anschluß an ihre Ent- 
lassung aus Kriegsgefangenschaft oder aus Inter- 
nierung oder an ihre Ausweisung aus dem Gebiet 
östlich der Oder-Neiße-Linie oder an ihre Aus- 
weisung oder Heimkehr aus fremden Staaten 
mit Zustimmung der zuständigen Behörde im 
Bundesgebiet auf genommen worden sind und hier 
ihren, Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt ge- 
nommen haben. 
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(2) Personen, die zur Abwendung einer ihnen un- 
verschuldet drohenden unmittelbaren Gefahr für 
Leib und Leben oder für die persönliche Freiheit in 
das Bundesgebiet geflüchtet sind und nach dem 
23. Mai 1949 hier ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt befugt genommen haben, können durch 
Entscheidung der obersten Dienstbehörde, die der Zu- 
stimmung des Bundesministers für Vertriebene be- 
darf, den in Absatz 1 bezeichneten Personen gleich- 
gestellt werden. 


Abschnitt II 
Beamte 

1. Allgemeine Vorschriften 
§ 5 

(1) Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit (§ 1 
Nr. 1), die am 8. Mai 1945 dienstunfähig (§ 73 
Absatz 1 des Deutschen Beamtengesetzes) waren 
oder das 65. Lebensjahr vollendet hatten, gelten 

1. wenn die Voraussetzungen des § 30 erfüllt sind, 
als mit Ablauf des 8. Mai 1945 in den Ruhestand 
getreten, 

2. wenn die Voraussetzungen des § 30 nicht erfüllt 
sind, als mit Ablauf des 8. Mai 1945 entlassen. 

(2) Die übrigen Beamten auf Lebenszeit oder auf 
Zeit gelten als mit Ablauf des 8. Mai 1945 außer 
Dienst gestellt. 


5 6 

Beamte auf Widerruf (§ 1 Nr. 1) gelten als mit 
Ablauf des 8. Mai 1945 durch Widerruf entlassen. 
War der Beamte infolge Krankheit, Verwundung 
oder sonstiger Beschädigung, die er sich ohne grobes 
Verschulden, bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig, so gilt er 
als mit Ablauf des 8. Mai 1945 in den Ruhestand 
getreten. 


5 7 

(1) Ernennungen und Beförderungen, die zwin- 
genden beamtenrechtlichen Vorschriften widerspre- 
chen oder überwiegend mit Rücksicht auf die Verbin- 
dung zum Nationalsozialismus vor genommen wor- 
den sind, bleiben unberücksichtigt. Das gleiche gilt 
für Verbesserungen des Besoldungsdienstalters und 
der ruhegehaltfähigen Dienstzeit. 

(2) Im übrigen werden Beförderungen aus der Zeit 
zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
nur insoweit berücksichtigt, als sie der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn entsprechen. Als der regelmäßigen 
Dienstlaufbahn entsprechend sind bei einer Dienst- 
zeit von mehr als sechs Jahren seit der planmäßigen 
Anstellung oder seit der letzten Beförderung vor dem 
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30. Januar 1933 eine Beförderung, von mehr als 
zwölf Jahren zwei Beförderungen anzusehen. 

(3) Ob Beförderungen im Sinne der Absätze 1 
und 2 vorliegen, bestimmt sich nach den von den 
Bundesministern des Innern und der Finanzen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Vertrie- 
bene zu erlassenden Vorschriften. 

§ 8 

Die durch rechtskräftigen Kategorisierungs- 
(Spruchkammer-) Bescheid verfügten Einschränkun- 
gen bleiben unberührt. 

§ 9 

(1) Gegen einen außer Dienst gestellten Beamten 
oder Ruhestandsbeamten, der vor oder nach dem 
8. Mai 1945 ein Dienstvergehen oder eine als Dienst- 
vergehen geltende Handlung im Sinne des § 22 Ab- 
satz 1 des Deutschen Beamtengesetzes begangen hat, 
wegen deren die Entfernung aus dem Dienst oder der 
Verlust des Ruhegehalts gerechtfertigt wäre, kann 
das förmliche Dienststrafverfahren mit dem Ziele 
der Aberkennung der Rechte aus diesem Gesetz ein- 
geleitet werden. § 79 Absatz 1 und 3 der Reichs- 
dienststrafordnung findet entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Das Nähere über die Einleitung und Durch- 
führung des Dienststrafverfahrens regelt der Bundes- 
minister des Innern. 


§ 10 

Die außer Dienst gestellten Beamten führen die 
ihnen unter Berücksichtigung des § 7 Absatz 1 und 
des § 8 zustehende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„außer Dienst gestellt (a. D. g.) c< . 

§ 11 

Ehemalige Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, 
die zum Stammpersonal des früheren Reichsarbeits- 
dienstes übergetreten und dort bis zum 8. Mai 1945 
verblieben oder in den Ruhestand getreten sind, wer- 
den so behandelt, wie wenn sie in diesem Zeitpunkt 
noch in einer ihrem früheren Rechtsstande entspre- 
chenden Beamtenstellung gewesen und aus dieser 
nach § 5 in den Ruhestand getreten, entlassen oder 
außer Dienst gestellt worden wären. Die Dienstzeit 
im Reichsarbeitsdienst bleibt unberücksichtigt. 

2, Unterbringung 
a) Unterbringungspflicht 
§ 12 

(1) Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände 
und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftun- 
gen des öffentlichen Rechts haben die außer Dienst 
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gestellten Beamten sowie die nach § 6 Satz 1 ent- 
lassenen Beamten auf Widerruf, die am 8. Mai 1945 
den für ihre Laufbahn vorgeschriebenen oder üblichen 
Vorbereitungsdienst abgeleistet und die vorgeschrie- 
benen oder üblichen Prüfungen bestanden hatten, 
nach den folgenden Vorschriften unterzubringen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Bundespost haben die Beamten (Absatz 1) der Bahn 
und Post in ihrem Geschäftsbereich unterzubringen. 
Die Unterbringung regeln die Bundesminister für 
Verkehr und für Post- und Fernmeldewesen; dabei 
gelten die §§13 bis 16 und 18 bis 24 als Richtlinien. 

§ 13 

(1) Die Aufwendungen für die Beschäftigung der 
an der Unterbringung teilnehmenden Beamten müs- 
sen zwanzig vom Hundert des gesamten Besoldungs- 
aufwandes der Dienstherren (§ 12) erreichen. Als 
Besoldungsaufwand gelten die Ausgaben für Besol- 
dung sowie für Hilfsleistungen durch Beamte und 
Angestellte. 

(2) Die bereits vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
von den verpflichteten Dienstherren endgültig über- 
nommenen Beamten (§ 2 Nr. 1) sind auf den sich 
aus Absatz 1 ergebenden Pflichtanteil anzurechnen. 

§ 14 

Die Zahl der nach § 2 Nr. 1 und § 12 als Beamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit untergebrachten Beam- 
ten muß zwanzig vom Hundert der Gesamtzahl der 
Planstellen jedes Dienstherrn erreichen. 

§ 15 

(1) Solange im Bereich einer obersten Bundes- 
behörde oder einer bundesunmittelbaren Körper- 
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
der Pflichtanteil des Besoldungsaufwandes (§ 13) 
nicht erreicht ist, bedarf jede Einstellung einer nicht 
an der Unterbringung teilnehmenden Person der Zu- 
stimmung der Bundesminister des Innern und der 
Finanzen. 

(2) Soweit im Bereich eines anderen Dienstherrn 
nach Ablauf von drei Monaten seit Inkrafttreten 
dieses Gesetzes der Pflichtanteil des Besoldungsauf- 
wandes nicht erreicht ist, ist ein Ausgleichsbetrag in 
Höhe von fünfundzwanzig vom Hundert des Unter- 
schiedes zu zahlen. 

§ 16 

Solange im Bereich eines Dienstherrn nicht das in 
§ 14 bestimmte Verhältnis erreicht ist, bedarf jede 
Anstellung einer nicht unter § 12 fallenden Person 
1. im Bereich einer obersten Bundesbehörde und bei 
einer bundesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts der Zustim- 
mung der Bundesminister des Innern und der 
Finanzen, 
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2. bei den übrigen Dienstherren der Zustimmung 
einer von der Landesregierung zu bestimmenden 
Stelle nach den von den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen zu erlassenden Richt- 
linien. 


5 17 

Die Ausgleichsbeträge (§15 Absatz 2) sind an den 
Bund zu leisten und für Zwecke dieses Gesetzes zu 
verwenden. 


b) Art der Unterbringung 

§ 18 

(1) Die außer Dienst gestellten Beamten sind 
grundsätzlich entsprechend ihrer früheren Rechts- 
stellung als Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit in 
ein gleichwertiges Amt zu übernehmen, in den Fällen 
der §§ 7 und 8 mit den sich daraus ergebenden Be- 
schränkungen. Mit der Übernahme endet der Rechts- 
stand als außer Dienst gestellter Beamter. 

(2) Für die an der Unterbringung teilnehmenden 
ehemaligen Beamten auf Widerruf, die die Voraus- 
setzungen für eine Anstellung auf Lebenszeit noch 
nicht erfüllen, gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. 

§ 19 

Die an der Unterbringung teilnehmenden Beamten 
sind verpflichtet, auch ein Amt mit niedrigerem End- 
grundgehalt in derselben oder einer mindestens gleich- 
wertigen Laufbahn zu übernehmen. Die außer Dienst 
gestellten Beamten sind ferner verpflichtet, auch als 
Beamte auf Widerruf, auf Probe oder auf Kündigung 
Dienst zu leisten. 


§ 20 

(1) Die an der Unterbringung teilnehmenden Be- 
amten sind verpflichtet, auch eine nach ihrer Berufs- 
ausbildung zumutbare Beschäftigung als Angestellter 
oder Arbeiter im öffentlichen Dienst anzunehmen. 

(2) Soweit es sich um eine Beschäftigung handelt, 
die bei der Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit nicht nach § 34 Absatz 3 berücksichtigt wird, 
findet § 141 Absatz 1 des Deutschen Beamtengesetzes 
keine Anwendung. 


§21 

(1) Durch die Verwendung eines Beamten nach den 
§§19 und 20 werden seine Rechtsstellung als außer 
Dienst gestellter Beamter und seine endgültige Un- 
terbringung (§ 18) nicht berührt. 

(2) Wird einem nach § 20 beschäftigten Beamten 
eine Verwendung mit Aussicht auf Übernahme als 
Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit angeboten, so 
gilt dies für ihn als wichtiger Grund zur Lösung seines 
Arbeitsverhältnisses. 
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$ 22 

Die an der Unterbringung teilnehmenden Beamten 
haben, solange sie nicht im öffentlichen Dienst ver- 
wendet sind, auch eine ihnen angebotene, nach ihrer 
Berufsausbildung zumutbare Tätigkeit anderer Art 
gegen die tarifliche oder übliche Entlohnung auszu- 
üben. § 21 Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 23 

(1) Kommt ein Beamter der Verpflichtung aus den 
§§ 19, 20 oder 22 schuldhaft nicht nach oder gibt 
er eine von ihm ausgeübte zumutbare Tätigkeit ohne 
wichtigen Grund auf, so kann ihm das Unterhalts- 
geld (§ 36) von der obersten Dienstbehörde ganz oder 
teilweise auf Zeit oder Dauer entzogen werden. Auf 
seinen Einspruch entscheidet die für ihn zuständige 
Bundesdienststrafkammer durch Beschluß endgültig. 
Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse kann das 
Unterhaltsgeld ganz oder teilweise wieder bewilligt 
werden. 

(2) Das Nähere regeln die Bundesminister des 
Innern und der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Vertriebene. 

§ 24 

Ein Verzicht auf die Teilnahme an der Unterbrin- 
gung ist zulässig; er ist gegenüber der für die Unter- 
bringung zuständigen Stelle zu erklären. Mit dem 
Verzicht entfällt der Anspruch auf Unterhaltsgeld. 


c) Bundesvermittlungsstelle 
§ 25 

(1) Für die Vermittlung der an der Unterbringung 
teilnehmenden Beamten wird eine Bundesvermitt- 
lungsstelle errichtet. Sie untersteht der Dienstaufsicht 
des Bundesministers des Innern, der ihren Geschäfts- 
kreis regelt. 

(2) Die Behörden haben der Bundesvermittlungs- 
stelle unentgeltlich Amtshilfe zu leisten. 


d) Durchführung 
§ 26 

(1) Die im Bund und in den Ländern zuständigen 
Rechnungsprüfungsbehörden überwachen die Erfül- 
lung der Verpflichtungen aus den §§13 bis 16. Sie 
leiten die Prüfungsergebnisse der Bundesvermitt- 
lungsstelle sowie den Landesregierungen und den 
sonst für die Aufsicht zuständigen Behörden zu. 

(2) Das Nähere regeln die Bundesminister des 
Innern und der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Vertriebene. 
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§ 27 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen sind befugt, den ihrer Aufsicht 
unterstehenden Gemeinden, Gemeindeverbänden und 
sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts 

1. die erforderlichen Anweisungen zur Erfüllung 
der Verpflichtungen aus den §§ 13 bis 16 zu er- 
teilen, 

2. nach Ablauf einer angemessenen Frist einen an 
der Unterbringung teilnehmenden Beamten zuzu- 
weisen — die Zuweisung gilt als Ernennung oder 
Abschluß eines Dienstvertrages — , 

3. in den Haushalt die erforderlichen Mittel zur 
Leistung der Ausgleichsbeträge einzusetzen. 

§ 28 

Die Länder ziehen die Ausgleichsbeträge von den 
Dienstherren (§ 27) ein. Ausstehende Ausgleichs- 
beträge kann der Bund bei der Überweisung der nach 
§ 52 Absatz 1 Satz 2 zu erstattenden Beträge ver- 
rechnen. 


3. Versorgung 

§ 29 

Die Versorgung der in den §§ 5 und bezeichneten 
Beamten und ihrer Hinterbliebenen richtet sich nach 
Abschnitt VIII des Deutschen Beamtengesetzes in der 
für die Bundesbeamten geltenden Fassung, soweit in 
diesem Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist. 

§ 30 

(1) Ein Ruhegehalt wird nur gewährt, wenn der 
Beamte 

1. eine Dienstzeit von mindestens zehn Jahren ab- 
geleistet hat oder 

2. infolge von Krankheit, Verwundung oder son- 
stiger Beschädigung, die er sich ohne grobes Ver- 
schulden bei Ausübung oder aus Veranlassung 
des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig ge- 
worden ist. 

(2) Die Dienstzeit wird vom Zeitpunkt der ersten 
Ernennung zum Beamten ab gerechnet und nur be- 
rücksichtigt, soweit sie ruhegehaltfähig ist. Zeiten, 
die kraft gesetzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit gelten, sind anzurechnen; Vordienstzeiten 
im Sinne des § 85 Absatz 1 Nr. 5 des Deutschen 
Beamtengesetzes können angerechnet werden. 

§ 31 

(1) Das Ruhegehalt beträgt bei Vollendung einer 
zehnjährigen ruhegehalt fähigen Dienstzeit 35 / 10 o und 
steigt mit jedem weiter zurückgelegten Dienstjahr bis 
zum vollendeten 25. Dienstjahr um 2 / 100 und von da 
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ab um V 100 der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis 
zum Höchstsatz von 75 / 100 ; bei kürzerer als zehn- 
jähriger ruhegehaltfähiger Dienstzeit (§ 30 Absatz 1 
Nr. 2) beträgt es 35 / 100 . In den die Berechnung der 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit regelnden Vorschriften 
der §§ 81 bis 85 und 179 Absatz 7 des Deutschen 
Beamtengesetzes tritt an die Stelle des Wortes 
„siebenundzwanzigsten“ das Wort „einundzwan- 
zigsten“. 

(2) Das sich nach Absatz 1 ergebende Ruhegehalt, 
Witwen- oder Waisengeld wird in voller Höhe ge- 
zahlt, wenn es nicht mehr als monatlich 100 Deutsche 
Mark beträgt. Ist es höher, so werden monatlich 100 
Deutsche Mark voll und von dem darüber hinaus- 
gehenden Betrage von monatlich 

mehr als 100 bis 200 Deutsche Mark 66 2 /3 v. H. 

„ „ 200 Deutsche Mark 50 v. H. 

gezahlt. Der Kinderzuschlag wird voll gezahlt. 
Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch 
zusammen den Betrag des Ruhegehalts übersteigen, 
das der Verstorbene erhalten hat oder hätte erhalten 
können. 

(3) Durch das Haushaltsgesetz können Zuschläge 
zu den nach Absatz 2 zu zahlenden Beträgen fest- 
gesetzt werden. 


§ 32 

(1) Bei der Anwendung der Rühens Vorschriften 
des § 127 Absatz 1 und 2 und des § 131 des Deut- 
schen Beamtengesetzes sind die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge, aus denen die Versorgungsbezüge be- 
rechnet sind, im gleichen Verhältnis wie diese (§31 
Absatz 2, 3) zu kürzen. 

(2) Die Vorschriften über das Ruhen der Versor- 
gungsbezüge (§ 127 Absatz 1 bis 3 des Deutschen 
Beamtengesetzes) sind auch dann anzuwenden, wenn 
Versorgungsempfänger sonstige steuerpflichtige Ar- 
beitseinkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus 
Gewerbebetrieb, aus selbständiger oder nichtselb- 
ständiger Arbeit außerhalb des Öffentlichen Dienstes 
im Sinne des § 2 Absatz 3 Nrn. 1 bis 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes beziehen, soweit diese Ein- 
künfte den Betrag von 50 Deutsche Mark monatlich 
übersteigen. 

(3) Das in § 127 Absatz 4 Satz 2 des Deutschen 
Beamtengesetzes bezeichnete Einkommen ist bei der 
Ruhensberechnung in voller Höhe zu berücksichtigen. 

(4) Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld ruhen, 
solange der Versorgungsberechtigte seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt außerhalb des Bundes- 
gebiets hat. 

§ 33 

(1) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
sich für einen durch Dienstunfall Verletzten, der bis 
zum 8. Mai 1945 
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1. als Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit ein 
aufsteigendes Gehalt bezogen oder als Beamter 
auf Widerruf sich in einer Planstelle mit aufstei- 
gendem Gehalt befunden hat: nach dem Durch- 
schnittssatz aus der erreichten und der bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres erreichbar ge- 
wesenen Dienstaltersstufe seiner Besoldungs- 
gruppe, 

2. als Beamter auf Widerruf Diäten bezogen hat: 
nach dem Durchschnittssatz aus Anfangs- und 
Endgrundgehalt der Eingangsgruppe seiner Lauf- 
bahn. 

(2) Deckt sich der errechnete Durchschnittssatz 
nicht mit einer Dienstaltersstufe, so richtet sich der 
Wohnungsgeldzuschuß nach der nächsthöheren 
Dienstaltersstufe. 


§ 34 

(1) Außer Dienst gestellte Beamte (§5 Absatz 2), 
die die Voraussetzungen des § 30 erfüllen, sind bei 
Dienstunfähigkeit in den Ruhestand zu versetzen; 
mit dem Ende des Monats, in dem sie das 65. Lebens- 
jahr vollenden, treten sie in den Ruhestand. Ist der 
Versorgungsfall bereits vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes eingetreten, so gelten sie als von diesem Zeit- 
punkt ab im Ruhestande befindlich. 

(2) Außer Dienst gestellte Beamte, die die Voraus- 
setzungen des § 30 nicht erfüllen, gelten mit dem Ein- 
tritt der Dienstunfähigkeit oder der Vollendung des 
65. Lebensjahres als entlassen. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 ist ruhegehaltfähig 
auch die Zeit, in der ein außer Dienst gestellter Be- 
amter nach dem 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst 
als Beamter tätig gewesen ist oder eine in der Regel 
einem Beamten obliegende oder später einem Be- 
amten übertragene Beschäftigung im privatrecht- 
lichen Vertragsverhältnis wahrgenommen hat, ohne 
aus dieser Verwendung einen Versorgungsanspruch 
zu erlangen. 


5 35 

(1) Einem nach § 5 Absatz 1 Nr. 2 oder § 34 
Absatz 2 entlassenen Beamten auf Lebenszeit oder 
auf Zeit kann die oberste Dienstbehörde im Einver- 
nehmen mit den Bundesministern des Innern und der 
Finanzen einen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des 
nach den §§29 und 31 zu gewährenden Ruhegehalts 
auf Zeit oder lebenslänglich bewilligen. Sie kann 
ihre Befugnis im Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern des Innern und der Finanzen auf andere Be- 
hörden übertragen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die nach § 6 
Satz 1 entlassenen Beamten auf Widerruf, denen 
nach § 76 Absatz 3 des Deutschen Beamtengesetzes 
ein Unterhaltsbeitrag hätte bewilligt werden können. 
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§ 36 

(1) Außer Dienst gestellte Beamte, die eine Dienst- 
zeit von mindestens zehn Jahren (§ 30) abgeleistet 
und das 50. Lebensjahr vollendet haben, erhalten bis 
zum Eintritt in den Ruhestand ein Unterhaltsgeld. 
Dieses ist in Höhe des im Zeitpunkt der Außerdienst- 
stellung erdienten Ruhegehalts zu gewähren, wenn 
es nicht mehr als monatlich 100 Deutsche Mark be- 
trägt. Ist das Ruhegehalt höher, so werden monat- 
lich 100 Deutsche Mark voll und von dem darüber 
hinausgehenden Betrage 25 vom Hundert gezahlt. 
Der Kinderzuschlag wird voll gezahlt. 

(2) Bei der Anwendung des Abschnitts VIII des 
Deutschen Beamtengesetzes und des § 32 Absätze 3 
und 4 dieses Gesetzes gilt das Unterhaltsgeld als 
Ruhegehalt. Im Falle der Wiederverwendung im 
öffentlichen Dienst wird das Einkommen aus dieser 
Verwendung auf das Unterhaltsgeld voll angerech- 
net; andere Arbeitseinkünfte (§ 32 Absatz 2) werden 
angerechnet, soweit sie den Betrag von 50 Deutsche 
Mark monatlich übersteigen. 

(3) Durch Haushaltsgesetz können Zuschläge zu 
den nach Absatz 1 zu zahlenden Beträgen festgesetzt 
werden. 


§ 37 

Die Witwe und die Kinder eines außer Dienst ge- 
stellten Beamten erhalten, sofern die Voraussetzun- 
gen des § 30 erfüllt sind, Witwen- und Waisengeld 
(§ 31 Absatz 2, 3). 


§ 38 

Der Witwe und den Kindern eines Beamten, dem 
nach § 35 ein Unterhaltsbeitrag bewilligt war oder 
hätte bewilligt werden können, kann die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen einen Unter- 
haltsbeitrag bis zur Höhe der Hinterbliebenenbezüge 
(§ 31 Absatz 2, 3) auf Zeit oder lebenslänglich be- 
willigen. Die oberste Dienstbehörde kann die Befug- 
nis, einen auf Zeit bewilligten Unterhaltsbeitrag auf 
begrenzte Zeit weiterzubewilligen, auf andere Be- 
hörden übertragen. 


§ 39 

(1) War die Witwe eines außer Dienst gestellten 
Beamten oder Ruhestandsbeamten mehr als 15 Jahre 
jünger als der Verstorbene, so wird das Witwengeld 
für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes 
über 15 Jahre um V 20 gekürzt, jedoch höchstens um 
10 / 20 . Nach 15jähriger Dauer der Ehe wird für jedes 
angefangene Jahr ihrer wejLteren Dauer dem gekürz- 
ten Betrag V 20 des Witwengeldes hinzugesetzt, bis 
der volle Betrag wieder erreicht ist. Das nach Satz 1 
errechnete Witwengeld darf hinter dem Mindest- 
witwengeld (§ 98 Absatz 1 in Verbindung mit § 89 
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Absatz 2 des Deutschen Beamtengesetzes) nicht Zu- 
rückbleiben. 

(2) Auf den Betrag des Waisengeldes ist diese Kür- 
zung des Witwengeldes ohne Einfluß. 

§ 40 

(1) Wird ein außer Dienst gestellter Beamter vor 
Vollendung des 60. Lebensjahres im Bundesgebiet 
von einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
als dem Bund als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Zeit wiederangestellt, so trägt der Bund bei Eintritt 
des Versorgungsf alles die Versorgungsbezüge zu dem 
Teil, der dem Verhältnis der bis zum 8. Mai 1945 
zurückgelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit zu der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit, nach vollen 
Jahren gerechnet, entspricht, höchstens jedoch in 
Höhe der sich nach § 31 ergebenden Bezüge. Hat der 
Beamte durch Beförderung ein höheres Amt erlangt, 
als er es unter Berücksichtigung der §§ 7 und 8 vor 
seiner Außerdienststellung innegehabt hat, so trägt 
der neue Dienstherr vorweg 20 vom Hundert der 
V ersorgungsbezüge. 

(2) Wird ein außer Dienst gestellter Beamter im 
Bundesgebiet von anderen öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren als dem Bund wiederverwendet, ohne 
aus dieser Verwendung einen Versorgungsanspruch 
zu erlangen, so sind die unter Berücksichtigung des 
§ 34 Absatz 3 zu gewährenden Versorgungsbezüge 
nach dem Verhältnis der bis zum 8. Mai 1945 zurück- 
gelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der wäh- 
rend der Wiederverwendung zurückgelegten ruhe- 
gehaltfähigen Diqistzeit, nach vollen Jahren gerech- 
net, vom Bund und von den neuen Dienstherren an- 
teilig zu tragen. 


4. Kapitalabfindung 

§ 41 

(1) Einem außer Dienst gestellten Beamten oder 
Ruhestandsbeamten kann zur Beschaffung einer 
Wohnstätte anstelle eines Teils des Unterhaltsgeldes 
oder Ruhegehalts von der obersten Dienstbehörde 
eine Kapitalabfindung im Rahmen der verfügbaren 
Mittel bewilligt werden. 

(2) Die Bewilligung soll in der Regel nur erfolgen, 
wenn der Antragsteller das 55. Lebensjahr nicht über- 
schritten hat. 

(3) Der zu kapitalisierende Teil des Unterhalts- 
geldes oder Ruhegehalts, an dessen Stelle die Ab- 
findungssumme tritt, darf die Hälfte des zur Zeit 
der Kapitalisierung zahlbaren jährlichen Unterhalts- 
geldes oder Ruhegehalts und den Betrag von 2000 
Deutsche Mark nicht überschreiten. Kinderzuschläge 
dürfen nicht kapitalisiert werden; im übrigen müssen 
dem Bezugsberechtigten mindestens 1200 Deutsche 
Mark jährlich von dem Unterhaltsgeld oder Ruhe- 
gehalt verbleiben. 


14 



(4) Als Abfindung wird das Zehnfache des nach 
Absatz 3 festgesetzten Jahresbetrages gewährt; zur 
Auszahlung gelangt das Achtfache. 

(5) Der Anspruch auf den Teil des Unterhalts- 
geldes oder Ruhegehalts, an dessen Stelle die Abfin- 
dungssumme tritt, erlischt für die Dauer von zehn 
Jahren seit Ablauf des Monats, in dem die Auszah- 
lung erfolgt ist. 

(6) Die oberste Dienstbehörde (§ 54) kann die be- 
stimmungsmäßige Verwendung der Kapital ab fin- 
dung durch die Form der Auszahlung oder durch 
andere geeignete Maßnahmen sichern. Die Abfin- 
dungssumme ist insoweit zurückzuzahlen, als sie nicht 
innerhalb einer von der obersten Dienstbehörde be- 
messenen Frist bestimmungsgemäß verwendet wird. 

(7) Wird das Unterhaltsgeld oder Ruhegehalt bei 
Wiederverwendung im öffentlichen Dienst nicht oder 
nur teilweise gezahlt, so sind die noch nicht getilgten 
Teile der Kapitalabfindung auf das Diensteinkom- 
men anzurechnen. 

(8) Das Nähere regeln die Bundesminister des 
Innern und der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Vertriebene. 

Abschnitt III 
Wartestandsbeamte 
§ 42 

Auf Wartestandsbeamte (§ 1 Nr. 2) sind die Vor- 
schriften des Abschnittes II entsprechend anzu- 
wenden. 


Abschnitt IV 

Ruhestandsbeamte, sonstige Versorgungs- 
empfänger und Hinterbliebene 

§ 43 

Ruhestandsbeamte (§ 1 Nr. 2) erhalten Versor- 
gungsbezüge nach Maßgabe der §§ 7, 8, 29, 31, 32, 
33 und 41, sofern die Voraussetzungen des § 30 er- 
füllt sind. Anderenfalls kann in entsprechender An- 
wendung des § 35 ein Unterhaltsbeitrag gewährt 
werden. 


§ 44 

(1) Die versorgungsberechtigten Hinterbliebenen 
von Beamten, Wartestandsbeamten und Ruhestands- 
beamten (§ 1 Nr. 4) erhalten, sofern die Vorausset- 
zungen des § 30 erfüllt sind, Hinterbliebenenbezüge 
nach Maßgabe der §§ 7, 8, 29, 31, 32, 33 und 39. 

(2) Befindet sich ein Beamter, Wartestandsbeamter 
oder Ruhestandsbeamter (§ 1 Nr. 1, 2), dessen Ehe- 
frau und Kinder im Falle seines Todes Witwengeld 
oder Waisengeld erhalten könnten, in Kriegsgefan- 
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genschaft oder Gewahrsam einer ausländischen 
Macht, so sollen der Ehefrau und den Kindern Bezüge 
in Höhe der sich aus Absatz 1 ergebenden Hinter- 
bliebenenversorgung gewährt werden; der Versor- 
gungsfall gilt hierbei als mit Ablauf des 8. Mai 1945 
eingetreten. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann, wenn 
die Voraussetzungen des § 30 nicht erfüllt sind, in 
entsprechender Anwendung des § 38 ein Unterhalts- 
beitrag gewährt werden. 

§ 45 

Unterhaltsbeiträge, auf die am 8. Mai 1945 ein 
gesetzlicher Anspruch bestand, sind mit den sich aus 
den §§ 7, 8, 29, 31, 32, 33 und 39 ergebenden Be- 
schränkungen weiterzugewähren. Sonstige Unter- 
haltsbeiträge, die am 8. Mai 1945 bewilligt waren, 
können mit den gleichen Beschränkungen von der 
obersten Dienstbehörde weiterbewilligt werden. 

§ 46 

Volksdeutsche Umsiedler, denen als Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes ihres Herkunftslandes am 
8. Mai 1945 aus Reichsmitteln Unterstützungen ge- 
währt wurden oder im Versorgungsfalle hätten ge- 
währt werden können, sowie ihre Hinterbliebenen 
erhalten Versorgung auf der Grundlage der für diese 
Unterstützungen erlassenen Vorschriften. Das 
Nähere regeln die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Vertriebene. 


Abschnitt V 

Angestellte und Arbeiter 
§ 47 

(1) Die Vorschriften der Abschnitte II und IV 
finden auf Angestellte und Arbeiter (§ 1 Nrn. 1, 2), 
die Vergütung nach der Besoldungsordnung für Be- 
amte erhielten und Anspruch auf Versorgung nach 
beamtenrechtlichen Grundsätzen hatten, und ihre 
Hinterbliebenen entsprechende Anwendung. 

(2) Das Arbeitsverhältnis der übrigen Angestellten 
und Arbeiter gilt als mit Ablauf des 8. Mai 1945 be- 
endet. Soweit sie in diesem Zeitpunkt eine ununter- 
brochene Dienstzeit von mindestens zehn Jahren im 
öffentlichen Dienst abgeleistet hatten und von einem 
Dienstherrn (§12) als Beamter, Angestellter oder 
Arbeiter übernommen worden sind oder übernommen 
werden, sind sie auf den Pflichtanteil (§§ 13, 14) an- 
zurechnen. Unkündbare Angestellte und Arbeiter 
(§16 Absatz 4 der Tarifordnung A und § 21 Ab- 
satz 5 der Tarifordnung B) nehmen an der Unter- 
bringung teil; Abschnitt II Unterabschnitt 2 findet 
entsprechende Anwendung. 
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Abschnitt VI 
Berufssoldaten 

§ 48 

(1) Für die Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht, die vor dem 8. Mai 1935 erstmals berufsmäßig 
in den Wehrdienst eingetreten oder in ein Beamten- 
verhältnis berufen worden sind, und für .ihre Hinter- 
bliebenen gelten die Vorschriften des Abschnitts II 
Unterabschnitte 1, 3 und 4, des Abschnitts IV sowie 
der §§ 20 und 22 bis 24 entsprechend. Dabei sind 

a) die Berufsoffiziere mit einer Dienstzeit von 
10 und mehr Jahren und die Berufsunter- 
offiziere mit einer Dienstzeit von 18 und 
mehr Jahren wie Beamte auf Lebenszeit, 

b) die Berufsoffiziere mit einer Dienstzeit von 
weniger als 10 Jahren und die Berufsunter- 
offiziere mit einer Dienstzeit von weniger als 
18 Jahren wie Beamte auf Widerruf 

zu behandeln. Dienstunfähigkeit ist bei einer dauern- 
den Minderung der Erwerbsfähigkeit um wenigstens 
zwei Drittel anzunehmen. Außer Dienst gestellte 
Berufsoffiziere, die von einem Dienstherrn (§ 12) als 
Beamte, Angestellte oder Arbeiter übernommen wor- 
den sind oder übernommen werden, sind auf den 
Pflichtanteil (§§ 13, 14) anzurechnen. 

(2) Das Dienstverhältnis der Berufssoldaten, die 
am 8. Mai 1945 noch im Dienst waren, aber die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht erfüllen, 
gilt als mit Ablauf des 8. Mai 1945 beendet. 

(3) Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bemessen 
sich nach den Besoldungsordnungen A und B. Die 
Einreihung in diese Besoldungsordnungen ist nach 
Maßgabe der als Anlage A beigefügten Tabelle vor- 
zunehmen. 

(4) Die Festsetzung des Besoldungsdienstalters in 
den Besoldungsgruppen der Besoldungsordnung A 
bestimmt sich nach den für Beamte geltenden Vor- 
schriften des Reichsbesoldungsgesetzes. Das Nähere 
regeln die Bundesminister des Innern und der Fi- 
nanzen. 

(5) Zur früheren Wehrmacht gehören sowohl die 
Wehrmacht im Sinne des Wehrgesetzes vom 21. Mai 
1935 — Reichsgesetzbl. I S. 609 — wie die alte 
Wehrmacht (Heer, Marine, Schutztruppe) und die 
Reichswehr. 


§ 49 

(1) Berufsoffiziere des Truppensonderdienstes 
werden so behandelt, wie wenn sie in ihrer letzten 
Stellung als Wehrmachtbeamte verblieben wären. 

(2) Berufsunteroffiziere, die am 8. Mai 1945 eine 
Dienstzeit von mindestens zwölf Jahren abgeleistet 
hatten, nehmen an der Unterbringung teil; Ab- 
schnitt II Unterabschnitt 2 findet entsprechende An- 
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Wendung, § 12 mit der Maßgabe, daß auch die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
zur Unterbringung verpflichtet sind. 

Abschnitt VII 

Beihilfen und Unterstützungen 

§ 50 

Beihilfen und Unterstützungen können nach den 
allgemein dafür geltenden Bestimmungen des Bun- 
des gewährt werden, soweit Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung stehen. 


§ 51 

Versorgungsberechtigte Volksdeutsche Vertriebene 
können laufende Unterstützungen bis zur Höhe der 
nach § 46 für Umsiedler vorgesehenen Versorgung 
erhalten. Das Nähere regeln die Bundesminister des 
Innern und der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Vertriebene. 

Abschnitt VIII 
Verfahren 

§ 52 

(1) Die Zahlungen auf Grund des Kapitels I dieses 
Gesetzes werden für die Angehörigen der Bahn und 
Post sowie ihrer Hinterbliebenen von der Deutschen 
Bundesbahn und Deutschen Bundespost aus eigenen 
Mitteln geleistet. Im übrigen zahlen die Länder für 
Rechnung des Bundes. 

(2) Zahlungen werden nur auf Antrag gewährt, 
und zwar von dem Ersten des Monats ab, in dem der 
Antrag gestellt worden ist; Anträge, die innerhalb 
von drei Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes gestellt werden, gelten als in diesem Zeitpunkt 
gestellt. 

(3) Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der Be- 
rechtigte bereits auf Grund der bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes geltenden Bestimmungen Vorschüsse auf 
Versorgungsbezüge, Zuwendungen, Unterhalts- 
beträge oder ähnliche Zahlungen erhalten hat. 

§ 53 

Wechselt ein Anspruchsberechtigter seinen Wohn- 
sitz innerhalb des Bundesgebiets, so übernimmt die 
zuständige Stelle des Landes, in das er umzieht, die 
Weiterzahlung der Bezüge. 

§ 54 

Oberste Dienstbehörde im Sinne des Kapitels I ist 
für die früheren Reichsverwaltungen, deren Auf- 
gaben von Dienststellen bundeseigener Verwaltungen 
übernommen worden sind, die entsprechende oberste 
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Bundesbehörde, im übrigen die oberste Landes- 
behörde des Verwaltungszweiges, dem der Angehö- 
rige des öffentlichen Dienstes am 8. Mai 1945 ange- 
hört hat. Ist keine solche oberste Landesbehörde vor- 
handen, so bestimmt der Bundesminister des Innern, 
welche Behörde als oberste Dienstbehörde gelten soll. 


Kapitel II 

Sonstige Angehörige des Öffentlichen 
Dienstes 

§ 55 

(1) Auf 

L Beamte, Angestellte und Arbeiter der Bahn und 
Post, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst 
standen, ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz bei 
Dienststellen dieser Verwaltungen im Bundes- 
gebiet aus anderen als beamten- oder tarifrecht- 
lichen Gründen verloren haben und noch nicht 
entsprechend ihrer früheren Rechtsstellung wie- 
derverwendet sind, 

2. versorgungsberechtigte Personen der Bahn und 
Post, die am 8. Mai 1945 Versorgungsbezüge aus 
einer Kasse im Bundesgebiet erhielten und aus 
anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Grün- 
den keine oder keine entsprechende Versorgung 
mehr erhalten, 

finden die Vorschriften des Kapitels I Abschnitt II 
(ausschließlich der §§ 13 bis 17, 25 bis 28, 40, 41), 
III, IV, V, VII und VIII entsprechende Anwendung. 

(2) Das gleiche gilt für die Angehörigen anderer 
früherer Reichsverwaltungen, deren Aufgaben von 
Dienststellen bundeseigener Verwaltungen übernom- 
men worden sind. 


§ 56 

(1) Auf 

1. Beamte, Angestellte und Arbeiter der Länder, 
Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstiger 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts im Bundesgebiet, die am 
8. Mai 1945 im öffentlichen Dienst standen, ihr 
Amt oder ihren Arbeitsplatz aus anderen als be- 
arpten- oder tarifrechtlichen Gründen verloren 
haben und noch nicht entsprechend ihrer frü- 
heren Rechtsstellung wiederverwendet sind, 

2. versorgungsberechtigte Personen, die am 8. Mai 
1945 Versorgungsbezüge aus Kassen der Länder, 
Gemeinden, Gemeindeverbände oder sonstiger 
Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des, 
öffentlichen Rechts im Bundesgebiet erhielten und 
aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen 
Gründen keine oder keine entsprechende Versor- 
gung mehr erhalten, 
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finden die Vorschriften der §§ 5 bis 10, 12 Absatz 1, 
§§ 18 bis 24, 30, 31 Absätze 2 und 3, §§ 34 bis 38, 
42 bis 45 und 47 entsprechende Anwendung; soweit 
darin auf nicht für anwendbar erklärte Vorschriften 
dieses Gesetzes verwiesen ist, tritt an ihre Stelle das 
entsprechende Landesrecht. Zur Unterbringung und 
Versorgung ist der Dienstherr verpflichtet. 

(2) Das gleiche gilt für die Angehörigen der frü- 
heren Reichsverwaltungen, deren Aufgaben von an- 
deren Dienststellen als denen bundeseigener Verwal- 
tungen übernommen worden sind. 

(3) Durch Landesgesetz können ergänzende Vor- 
schriften erlassen werden. Bestehendes Landesrecht, 
das eine günstigere Regelung enthält, bleibt unbe- 
rührt. 


Kapitel IH 

Abgabe der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
mit Versorgungsrecht 

§ 57 

Von den Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
mit Versorgungsrecht wird eine monatlich zu ent- 
richtende Abgabe erhoben, die den Ländern zufließt. 

§ 58 

Der Abgabe unterliegen natürliche Personen, die im 
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben und die nach Maßgabe des § 59 
als Angehörige des öffentlichen Dienstes mit Ver- 
sorgungsrecht gelten. 


§ 59 

Als Angehörige des öffentlichen Dienstes mit Ver- 
sorgungsrecht im Sinn dieses Abschnittes gelten alle 
Personen, denen auf Grund öffentlichen Rechts oder 
eines mit einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft 
abgeschlossenen Vertrages ein weder ganz noch teil- 
weise auf eigener Beitragsleistung beruhender An- 
spruch auf Versorgung oder eine Anwartschaft dar- 
auf zusteht oder denen eine solche Versorgung ge- 
währt werden kann. Hierzu gehören insbesondere 

1 . die Mitglieder der Bundesregierung und der Lan- 
desregierungen, denen bei ihrem Ausscheiden ein 
Anspruch auf Übergangsgeld oder auf eine andere 
Versorgung zusteht, 

2. die Beamten des Bundes und der in Artikel 130 
des Grundgesetzes bezeichneten Verwaltungs- 
organe und Einrichtungen, 

3. die Beamten der Länder und der Gemeinden 
(Gemeindeverbände), 

4. die Beamten solcher Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, die keine Gebietskörperschaften 
sind und durch Verordnung der Bundesregierung, 
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, be- 
stimmt werden, 
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5. die Angestellten und Arbeiter der in Ziffer 2 bis 
4 bezeichneten Körperschaften, Verwaltungs- 
organe und Einrichtungen, wenn die Voraus- 
setzungen des § 47 Absatz 1 vorliegen, 

6. die Versorgungsempfänger, die von den in Ziffer 
2 bis 4 bezeichneten Körperschaften, Verwal- 
tungsorganen und Einrichtungen Versorgungs- 
bezüge erhalten. 

§ 60 

Bemessungsgrundlage für die Abgabe sind die Ein- 
nahmen aus nichtstelbständiger Arbeit im Sinne des 
§ 19 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes mit Aus- 
nahme der Kinderzuschläge und der Einnahmen aus 
den in § 3 des Einkommensteuergesetzes bezeichneten 
Einkünften. 

§ 61 

Von der Abgabe sind die Empfänger von gekürz- 
ten Versorgungsbezügen und von Unterhaltsgeld auf 
Grund dieses Gesetzes befreit. 

§ 62 

Diese Abgabe beträgt 3 vom Hundert der abgabe- 
pflichtigen Einnahmen (§ 60). 

§ 63 

(1) Die Abgabe wird durch Abzug von den abgabe- 
pflichtigen Einnahmen erhoben. Im übrigen gelten 
§ 38 des Einkommensteuergesetzes und die zu § 38 
des Einkommensteuergesetzes ergangenen Bestim- 
mungen der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 
entsprechend. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Abgabe spätestens bei 
der Lohnzahlung für den letzten Lohnzahlungszeit- 
raum einzubehalten, der im Kalendermonat endet. 
Der Arbeitgeber hat die gesamten Abgabebeträge, die 
er für einen Kalendermonat einbehalten hat, späte- 
stens an dem Tage, an dem er die Lohnsteuer für 
den gleichen Erhebungszeitraum abzuführen hat, an 
die Kasse des für die Abführung der Lohnsteuer zu- 
ständigen Finanzamtes abzuführen und gleichzeitig 
eine Anmeldung über die einbehaltenen Beträge zu 
übersenden. Die Anmeldung kann mit der Lohn- 
steueranmeldung verbunden werden; in diesem Falle 
sind die einbehaltenen Abgabebeträge in der Lohn- 
steuer anmeldung gesondert aufzuführen. 

§ 64 

Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn der Personen, 
die nach § 39 als Angehörige des öffentlichen Dienstes 
mit Versorgungsrecht gelten, sind die Einnahmen aus 
nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 19 Absatz 1 
des Einkommensteuergesetzes bei Ermittlung der Ein- 
künfte um die auf sie entfallende und entrichtete 
Abgabe zu kürzen, ohne daß es einer Eintragung auf 
der Lohnsteuerkarte bedarf; das gleiche gilt, wenn 
diese Personen zur Einkommensteuer veranlagt 
werden. 
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§ 65 

Die Abgabe wird insoweit nicht erhoben, als sie 
den Betrag übersteigt, um den sich die bisherigen Be- 
züge auf Grund des Kapitels IV dieses Gesetzes oder 
der entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen 
erhöhen oder erhöht haben. Bei einer künftigen 
Änderung der abgabepflichtigen Einnahmen ist ent- 
sprechend zu verfahren. 


§ 66 

Für die Abgabe gelten die Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung. 

§ 67 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen zur 
Durchführung dieses Abschnittes zu erlassen, und 
zwar 

1. über die Berechnung der Bemessungsgrundlage 
der Abgabe, 

2. über die Berechnung der Abgabe, 

3. über die Verbuchung der Abgabe durch die Ar- 
beitgeber, 

4. über die Anmeldung der Abgabe durch die Ar- 
beitgeber, 

5. über die Außenprüfung durch das Finanzamt, 

6. über die entsprechende Anwendung von Bestim- 
mungen der Lohnsteuer-Durchführungsverord- 
nung, 

7. über die Behandlung der Abgabe bei der Ver- 
anlagung zur Einkommensteuer. 

§ 68 

Der Anspruch des Landes auf Erstattung der nach 
§ 52 für Rechnung des Bundes geleisteten Zahlungen 
vermindert sich um das Aufkommen aus der Abgabe 
im Lande; § 2 Nr. 4 des Gesetzes zur Überleitung 
der Besatzungslasten, sonstigen Kriegsfolgelasten 
und von Steuer- und Monopolerträgen auf den 

Bund (Uberleitungsgesetz) vom 1950 — 

BGBl. S. ... — bleibt unberührt. 


Kapitel IV 

Wegfall der Gehaltskürzung 

§ 69 

Die Erste Gehaltskür zungs Verordnung (Kapitel II 
des Zweiten Teiles der Verordnung vom 1. Dezember 
1930, Reichsgesetzbl. I S. 517, in der Fassung der 
Verordnung vom 6. Oktober 1931, Reichsgesetzbl. I 
S. 537, und des Gesetzes vom 23. März 1934, Reichs- 
gesetzbl. I S. 232) ist für die Mitglieder der Bundes- 
regierung sowie für die Beamten, Angestellten und 
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Versorgungsempfänger des Bundes und der in Ar- 
tikel 130 des Grundgesetzes bezeichneten Verwal- 
tungsorgane und Einriditungen nicht mehr anzu- 
wenden. 


§ 70 

Die nicht ruhegehaltfähigen Zulagen nach dem 
Gesetz über die Änderung von Dienstbezügen für die 
Verwaltungsangehörigen der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes vom 3. Dezember 1948 
(Gesetzbl. der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes S. 137) sind noch insoweit zu ge- 
währen, als sie den sich aus dem Wegfall der Ge- 
haltskürzung nach § 69 ergebenden Mehrbetrag an 
Dienstbezügen übersteigen. 

§ 71 

Den Personen, die Dienstbezüge nach der Tarif- 
ordnung A für Angestellte im öffentlichen Dienst 
erhalten, ist der sich aus dem Wegfall der Gehalts- 
kürzung na<h § 69 ergebende Mehrbetrag an Dienst- 
bezügen auf die seit dem 1. Juli 1948 allgemein 
gewährten Erhöhungen der Dienstbezüge anzu- 
rechnen. 


Kapitel V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 72 
Bei 

1. den Ruhestandsbeamten der Bahn und Post, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Ruhe- 
stand getreten sind (§ 5 Absatz 1 Nr. 1, § 34 
Absatz 1 Satz 2, § 43), 

2. den versorgungsberechtigten Berufssoldaten der 
früheren Wehrmacht, deren Versorgungsbezüge 
nicht nach Maßgabe der Besoldungsordnung C 
errechnet sind, 

3. den in § 184 Absatz 1 Satz 3 des Deutschen Be- 
amtengesetzes bezeichneten V er sorgungsberech- 
tigten 

verbleibt es — vorbehaltlich der sich aus den §§ 7, 
8 und 73 ergebenden Beschränkungen — bei der bis- 
herigen Bemessungsgrundlage (ruhegehaltfähige 
Dienstbezüge, Ruhegehaltssätze); das Ruhegehalt be- 
trägt jedoch höchstens 75 vom Hundert. Entspre- 
chendes gilt für die Hinterbliebenen. 

§ 73 

Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für 
1. die früheren Polizei vollzugsbeamten, soweit sie 
in Untergruppen (Fußnoten) der Besoldungs- 
ordnung A eingereiht waren, und 
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2. die früheren Beamten des Ingenieurkorps der 
"Luftwaffe (Besoldungsordnung IL) 
werden entsprechend der als Anlage B beigefügten 
Tabelle nach den Besoldungsordnungen A und B 
bemessen. Das Nähere regeln die Bundesminister 
des Innern und der Finanzen. 

§ 74 

Personen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
Zahlungen auf Versorgungsbezüge erhalten haben, 
ohne daß die Voraussetzung des Stichtages in § 4 
Absatz 1 Nr. 1 oder § 48 Absatz 1 Satz 1 erfüllt ist, 
kann von der obersten Dienstbehörde im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern und der 
Finanzen ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe der nach 
diesem Gesetz zu gewährenden Versorgungsbezüge 
bewilligt werden. 


§ 75 

(1) Unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallende 
Personen, die nach der in diesem Gesetz getroffenen 
Regelung keine Anwartschaft auf Altersversorgung 
haben und daher von ihrem früheren Dienstherrn 
nach § 1242 a oder § 1242 b der Reichsversicherungs- 
ordnung oder einer entsprechenden Vorschrift für 
die vor dem 8. Mai 1945 liegende Zeit der versiche- 
rungsfreien Beschäftigung nadizu versichern wären, 
gelten als für diese Zeit nachversichert. Anwartschaf- 
ten, die danach bis zur Beendigung der versicherungs- 
freien Beschäftigung erworben sind, gelten als bis zur 
Übernahme einer versicherungspflichtigen Beschäf- 
tigung, spätestens bis zum 31. Dezember 1951 er- 
halten. 

(2) Soweit Personen des in Absatz 1 bezeichn eten 
Personenkreises durch Dienstunfall verletzt worden 
sind und keinen auf diese Verletzung begründeten 
Anspruch auf Kriegsopferversorgung haben, kann 
ihnen Unfallfürsorge und ihren Hinterbliebenen ein 
Unterhaltsbeitrag nach § 121 des Deutschen Beamten- 
gesetzes gewährt werden. Die Entscheidung trifft die 
oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit den 
Bundesministern des Innern und der Finanzen. 

§ 76 

Für die Zeit vor Inkrafttreten dieses Gesetzes hat 
es bei den in § 52' Absatz 3 bezeichneten Zahlungen 
sein Bewenden^ Eine Erstattung dieser Zahlungen 
kann nicht gefordert werden. Der Anspruch der Lan- 
der auf Erstattung der seit dem 1. April 1950 für 
Rechnung des Bundes geleisteten Zahlungen bleibt 
unberührt. 


§ 77 

(1) Von den unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen können außer den Ansprüchen 
nach diesem Gesetz Ansprüche aus ihrem früheren 


24 



Dienst- oder Arbeitsverhältnis gegen den Bund oder 
andere im Bundesgebiet befindliche öffentlich-recht- 
liche Dienstherren nicht geltend gemacht werden. 

(2) Die gesetzlichen Vorschriften über die Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts und 
über die Sicherung des Dienst- und Arbeitsverhält- 
nisses der Heimkehrer, die bei öffentlich-rechtlichen 
Dienstherren im Bundesgebiet beschäftigt waren, 
bleiben unberührt. 


§ 78 

Die versorgungsrechtlichen Grundlagen des Ka- 
pitels I Abschnitt II Unterabschnitt 3 sollen nach In- 
krafttreten des endgültigen Bundesbeamtengesetzes 
der darin vorgesehenen versorgungsrechtlichen Rege- 
lung angepaßt werden. 


§79 

Ersparnisse, die sich dadurch ergeben, daß die dem 
Bund zur Last fallenden Ausgaben an Bezügen nach 
diesem Gesetz abzüglich der Ausgleichsbeträge (§15 
Absatz 2), des Aufkommens aus der Abgabe (§ 68) 
und der nach § 2 Nr. 4 des Überleitungsgesetzes 
von den Ländern aufzubringenden Anteile hinter 
einem Betrage von 350 Millionen Deutsche Mark 
Zurückbleiben, sind zu Zuschlägen nach den §§31 
Absatz 3 und 36 Absatz 3 sowie zur Erhöhung 
der Mittel für Beihilfen und Unterstützungen (§ 50) 
zu verwenden. 


§ 80 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung anzuordnen, daß sich die 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen innerhalb einer bestimmten Frist zu melden 
haben, und daß sie bei Unterlassung der Meldung 
die Rechte nach diesem Gesetz verlieren. 

§ 81 

Dieses Gesetz tritt am 1950 

in Kraft. 


25 



Anlage A 
(zu § 48 Absatz 3) 


An die Stelle der Besoldungsgruppe 


C 1 a 

tritt 

die Besoldungsgruppe B 3 a 

Gib 


yj 

yy 

B 3 a 

C 2 

»5 

yy 

yy 

B 3 a 

C 3 


yy 

yy 

B 4 

C 4 

>> 

yy 

yy 

B 7 a 

C 5 

JJ 

yy 

yy 

A 1 a 

C 6 

>> 

yy 

yy 

A 2 b 

C 7 

yy 

yy 

yy 

A 2 c 2 

C 8 


yy 

yy 

A 3 b 

C 9 

yy 

yy 

yy 

A 5b 

C 10 

yy 

yy 

yy 

A 5 b 

C 11 

yy 

yy 

yy 

A 5 b 

C 12 

5» 

yy 

yy 

A 2 c 2 

C 13 

>> 

yy 

yy 

A 3 b 

C 14 

>> 

yy 

yy 

A 4 b 2 

C 15 

>? 

yy 

yy 

A 4 c 2 

C 16 

J? 

yy 

yy 

A 6 

C 17 

J» 

yy 

yy 

A 5 b 

C 18 

>> 

yy 

yy 

A 6 

C 19 

>> 

yy 

yy 

A 8 a (6.-8. Stufe) 

C 20 a 


yy 

yy 

A 8 a (5.-7. Stufe) 

C 21 a 

>> 

yy 

yy 

A 8 a (4. — 6. Stufe) 

C 22 a 

yy 

yy 

yy 

A 8 a (3.-5. Stufe) 

C 23 a 


yy 

yy 

A 8 a (1. — 3. Stufe) 

C 20 b 

>5 

yy 

yy 

A 8 c 1 

C 21 b 


yy 

yy 

A 8 c 2 (2. Stufe) 

C 22 b 

>> 

yy 

yy 

A 8 c 3, A 8 c 2 (1. Stufe) 

C 23 b 

J5 

yy 

yy 

A8c5, A8c4 

C 24 

)) 

yy 

yy 

A 11 

C 25 


yy 

yy 

All 
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Anlage B 
(zu § 73) 


Es treten an die Stelle 

die Besol- 
dungs- 
gruppen 

der Untergruppen 

der Besol- 
dungsgruppen 

— — 

IL 1 

B 5 

— 

IL 2 

B 7 a 

Fußnote 4 zur Bes. Gr. Ala 

IL 3 

Ala 

>> 4 >> >5 » A 2 b 

IL 4 

A 2 b 

55 2 55 55 5 , A 2 C 2 

IL 5 

A 2 c 2 

55 2 55 55 ,, A 3 b 

IL 6 

A 3 b 

— 

IL 7 

A 4 b 1 

55 2 55 55 55 A 4 C 1 

— 

A 4 c 1 

— 

IL 8 

A 4 c 2 

Fußnoten 1, 2 und 4 



zur Bes. Gr. A 4 e 

— 

A 5 b 
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Begründung 

I. Allgemeines 


Artikel 131 des Grundgesetzes bestimmt: 

Die Rechtsverhältnisse von Personen einschließlich der Flücht- 
linge und Vertriebenen, die am 8. Mai 1945 im öffentlichen 
Dienste standen, aus, anderen als beamten- oder tarifrecht- 
lichen Gründen ausgeschieden sind und bisher nicht oder nicht 
ihrer früheren Stellung entsprechend verwendet werden, sind 
durch Bundesgesetz zu regeln. Entsprechendes gilt für Per- 
sonen einschließlich der Flüchtlinge und Vertriebenen, die am 
8. Mai 1945 versorgungsberechtigt waren und aus anderen 
als beamten- oder tarif rechtlichen Gründen keine oder keine 
entsprechende Versorgung mehr erhalten. Bis zum Inkraft- 
treten des Bundesgesetzes können vorbehaltlich anderweitiger 
landesrechtlicher Regelung Rechtsansprüche nicht geltend ge- 
macht werden. 

Dieser Auftrag an den Bundesgesetzgeber ist in den Verhältnissen 
begründet, die sich durch den Zusammenbruch des Reichs ergeben 
haben. Infolge der Abtrennung weiter Gebiete des Reichs und der da- 
mit verbundenen Ausweisung der Bewohner haben die dort beschäftig- 
ten Angehörigen des öffentlichen Dienstes ihr Amt oder ihren Arbeits- 
platz verloren, ohne daß ihr Dienst- oder Arbeitsverhältnis rechtsgültig 
beendet worden wäre; das gleiche Schicksal hat viele öffentliche Be- 
dienstete in der sowjetischen Besatzungszone betroffen. Dazu kommen 
die Angehörigen aufgelöster Dienststellen des Reichs, zu deren Über- 
nahme kein anderer öffentlich-rechtlicher Dienstherr verpflichtet ist; 
zu dieser Gruppe gehören auch die Berufssoldaten der früheren Wehr- 
macht. Ferner haben die Militärregierungen im Bundesgebiet zahl- 
reiche Angehörige des öffentlichen Dienstes wegen formeller politischer 
Belastung aus dem Dienst entfernt, die inzwischen ohne berufliche Ein- 
schränkungen entnazifiziert worden sind. All diese Personengruppen 
(einschließlich der Pensionäre und Hinterbliebenen) können nach der 
derzeitigen Rechtslage keine Ansprüche aus ihrem Dienst- oder Arbeits- 
verhältnis geltend machen, teils weil der Dienstherr weggefallen und 
kein Rechtsnachfolger an seine Stelle getreten ist, teils weil die Wir- 
kungen der Anordnungen der Militärregierungen noch fortbestehen. 

Schon vor Erlaß des Grundgesetzes hatten sich die Länder der Be- 
troffenen angenommen. Ihre Fürsorge beschränkt sich aber im allge- 
meinen auf Vorschüsse oder sonstige Zuwendungen auf Versor- 
gungsbezüge für solche Personen, die bereits vor dem Zusammenbruch 
infolge Dienstunfähigkeit oder Vollendung des 65. Lebensjahres ver- 
sorgungsberechtigt waren oder es später wurden. Die Höhe der Zah- 
lungen ist außerordentlich verschieden; das gleiche gilt für den Stich- 
tag des Zuzuges in das Landesgebiet. Ein Wartegeld erhalten lediglich 
einheimische entnazifizierte Beamte, aber auch diese nicht in allen Län- 
dern und nur mit gewissen Beschränkungen. Die übrigen noch dienst- 
fähigen Beamten sind, sofern sie keine neue Tätigkeit finden, darauf 
angewiesen, die öffentliche Fürsorge in Anspruch zu nehmen. 

Der dem Bundesgesetzgeber durch Artikel 131 des Grundgesetzes 
erteilte Auftrag stellt ihm die Aufgabe, mit ordnender Hand einzu- 
greifen, die Vielfältigkeit der Landesregelungen zu beseitigen und eine 
feste rechtliche Grundlage zu schaffen. Der Auftrag gibt ihm eine 
Kompetenz, die selbständig neben den Kompetenzen nach Artikel 73, 
74 und 75 des Grundgesetzes steht. Er kann alle Maßnahmen treffen, 
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die zur „Regelung der Rechtsverhältnisse“ der unter Artikel 131 fal- 
lenden Personen dienen. Dazu gehören auch, wie schon hier bemerkt 
sein mag, Eingriffe im Interesse der Unterbringung der in Frage kom- 
menden Personen. Ebenso wie angeordnet werden könnte, daß diese 
Personen bestimmten öffentlichen Dienstherren zugeteilt werden, ist 
es zulässig, eine zahlenmäßig begrenzte Unterbringungsverpflichtung 
zu begründen und ihre Erfüllung durch die Auferlegung von Aus- 
gleichszahlungen zu sichern. Dem Selbstverwaltungsrecht der Gemein- 
den und Gemeindeverbände gegenüber bedeuten djese Maßnahmen die 
in Artikel 28 Absatz X des Grundgesetzes vorgesehene gesetzliche 
Schranke. 

Die nach Artikel 131 des Grundgesetzes vorzunehmende Regelung 
der Rechtsverhältnisse hat an die Rechtslage anzuknüpfen, die am 
8. Mai 1945 bestand. Damit ist aber keineswegs gesagt, da.ß die in der 
Zwischenzeit eingetretenen Ereignisse nicht berücksichtigt werden 
dürften. Ohne weiteres einleuchtend ist dies insoweit, als der auf 
Lebenszeit oder auf Zeit angestellte Beamte dienstunfähig geworden 
ist oder die Altersgrenze erreicht hat; ein solcher Beamter kann nicht 
im Rechtsstande des aktiven Beamten belassen werden, sondern muß 
in den Ruhestand treten. Aber auch die noch nicht 65jährigen und 
noch dienstfähigen Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit, die im Zuge 
der Kriegsfolgeereignisse ihr Amt verloren haben, können nicht aktive 
Beamte bleiben, da sie keinen Dienst verrichten. Für den Fall des Amts- 
verlusts infolge Behördenauflösung sieht schon § 43 des Deutschen 
Beamtengesetzes vor, daß die entbehrlich werdenden Beamten in den 
Wartestand versetzt werden. Ein solcher Fall war im normalen Staats- 
leben äußerst selten und konnte daher hinsichtlich der rechtlichen 
Behandlung dem Fall der Amtsenthebung der politischen Beamten 
gleichgestellt werden. Diese Regelung ist jedoch für die zahllosen, nach 
dem Zusammenbruch ihres Amtes beraubten Beamten nicht anwendbar. 
Vor allem gilt das für die Vorschriften über die Beschäftigung auf 
niedrigeren Dienstposten, die bei Wartestandsbeamten nach § 47 des 
Deutschen Beamtengesetzes mit der Zahlung des vollen Gehalts der 
früheren Amtsstelle verbunden ist, für das Recht des Wartestands- 
beamten, jederzeit in den Ruhestand zu treten (§ 77 Absatz 1), und 
für die Anrechnung der im Wartestand verbrachten Zeit als ruhegehalt- 
fähiger Dienstzeit (§81 Absatz 1 Satz 1). Es mußte daher ein Ersatz 
in der Form der „Außerdienststellung“ geschaffen werden. Dieser Be- 
griff soll zum Ausdruck bringen, daß das Beamtenverhältnis noch 
nicht beendet ist, der Beamte aber kein Amt innehat und keinen 
Dienst verrichtet. Die sich hieraus ergebenden Folgerungen hinsicht- 
lich der Betreuung (Unterbringung und Versorgung) werden im 
einzelnen in Abschnitt I Unterabschnitte 2 und 3 gezogen. 

Das Grundgesetz steht einer solchen Umformung der Rechtsverhält- 
nisse nicht entgegen. Aus den Verhandlungen des Parlamentarischen 
Rates ergibt sich klar, daß gerade die Unmöglichkeit, sämtliche ihres 
Amtes oder Arbeitsplatzes beraubten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes wiedereinzustellen, zu der Lösung des Artikels 131 des Grund- 
gesetzes geführt hat. Das zu erlassende Bundesgesetz soll die Regelung 
herbeiführen, die den Betroffenen das gibt, was ihnen bei einer ver- 
nünftigen Abwägung aller Interessen gegeben werden kann. Bei dieser 
Interessenabwägung muß berücksichtigt werden, daß der Hauptteil des 
im Bundesgebiet befindlichen früheren Reichsvermögens auf die Län- 
der übergegangen ist. Von den in der Ostzone und jenseits der Oder- 
Neiße-Linie befindlichen Vermögen des Reichs und der sonstigen 
öffentlich rechtlichen Dienstherren besitzt der Bund überhaupt nichts, 
obwohl die meisten Personen, die er nach Artikel 131 des Grundgesetzes 
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zu betreuen hat, aus diesen Gebieten stammen. Die Steuerkraft des 
Bundes (48 Millionen Einwohner) bleibt wesentlich hinter der des 
Reichs (70 Millionen) zurück. Wenn gleichwohl der Entwurf die Aus- 
zahlungsquote der Pensionen auf dur Aschnit dich 74 v. H. bemißt und 
für die außer Dienst gestellten Beamten, die wegen vorgerückten Le- 
bensalters nicht mehr voll einsatzfähig sind, ein Unterhaltsgeld von 
durchschnittlich 52 v. H. des erdienten Ruhegehalts auswirft, und zwar 
mit dem Ziel einer Erhöhung dieser Sätze bei Besserung der Finanzlage, 
so stellt dies eine Lösung dar, bei der die Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten in gerechter Weise abgewogen sind. 

Die verschiedenen Personengruppen behandelt der Entwurf ent- 
sprechend ihrem früheren Rechtsstande grundsätzlich einheitlich. Er 
macht hinsichtlich der Verdrängten keinen Unterschied, ob sie im 
Dienste des Reichs oder eines anderen öffentlich rechtlichen Dienst- 
herrn gestanden haben. Ferner stellt er die Berufssoldaten der frü- 
heren Wehrmacht, soweit er sie einbezieht, hinsichtlich ihres Status und 
ihrer Versorgung den Beamten gleich und regelt die Rechtsstellung der 
entnazifizierten Beamten, auch soweit sie von den Ländern und son- 
stigen Dienstherren im Bundesgebiet zu betreuen sind, entsprechend 
der der verdrängten Beamten. 

An grundlegenden Vorschriften des Entwurfs ist hervorzuheben: 

1. Status der am 8. Mai 1945 vorhandenen Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes 

a) Beamte auf Lebenszeit und auf Zeit (§5) 

Die dienstunfähigen und über 65 Jahre alten Beamten gelten 
als zu diesem Zeitpunkt in den Ruhestand getreten, sofern sie 
eine zehnjährige Dienstzeit zurückgelegt haben (siehe zu 2) oder 
infolge Dienstbeschädigung dienstunfähig geworden sind. 
Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so gelten die Beamten 
als zum gleichen Zeitpunkt entlassen. 

Die noch dienstfähigen Beamten gelten ohne Rücksicht auf 
die Dauer ihrer Dienstzeit als außer Dienst gestellt. 

b) Beamte auf Widerruf (§6) 

Die am 8. Mai 1945 vorhandenen Beamten auf Widerruf 
gelten als zu diesem Zeitpunkt entlassen, soweit sie nicht wegen 
Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschädigung in den Ruhe- 
stand treten. Die Beamten auf Widerruf, die bereits den für 
ihre Laufbahn vorgeschriebenen oder üblichen Vorbereitungs- 
dienst abgeleistet und die vorgeschriebenen oder üblichen Prü- 
fungen bestanden hatten, nehmen trotz ihrer Entlassung an der 
Unterbringung teil (§12 Absatz 1). 

c) Angestellte und Arbeiter (§ 47) 

Die am 8. Mai 1945 vorhandenen Angestellten und Arbeiter, 
die Vergütung nach der Besoldungsordnung für Beamte er- 
hielten und Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen hatten (die sogenannten Dauerangestellten und 
-arbeiter), werden wie Beamte behandelt; das Arbeits Verhältnis 
der übrigen Angestellten und Arbeiter gilt als beendet. 

d) Berufssoldaten (§ 48) 

Die am 8. Mai 1945 vorhandenen Berufssoldaten der frü- 
heren Wehrmacht werden insoweit berücksichtigt, als sie vor 
dem 8. Mai 1935 erstmals berufsmäßig in den Wehrdienst ein- 
getreten oder in ein Beamten Verhältnis berufen worden sind. 
Die Offiziere und Unteroffiziere, die eine unbedingte Anwart- 
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Schaft auf lebenslängliche Dienstzeitversorgung hatten, werden 
wie Beamte auf Lebenszeit; die übrigen wie Beamte auf Wider- 
ruf behandelt. Das Dienstverhältnis der Berufssoldaten, deren 
Dienstzeit nach dem 8. Mai 1935 begonnen hat, gilt als mit 
Ablauf des 8. Mai 1945 als beendet. 

2. Zehnjährige Wartezeit 

Der Entwurf kehrt zu dem im Deutschen Beamtengesetz verlassenen 
Erfordernis einer zehnjährigen Wartezeit für die Versorgungsberech- 
tigung zurück. Mit dem Gedanken einer auf Rücklagen des Staates 
auf gebauten Altersversorgung der Beamten ist es nicht vereinbar, daß 
der Versorgungsfall alsbald nach der Anstellung des Beamten ein- 
treten kann, also in einem Zeitpunkte, in dem noch keinerlei Rücklagen 
gesammelt sind. Die Regelung des Deutschen Beamtengesetzes ent- 
sprang erkennbar dem Bestreben, den in den Beamtendienst übernom- 
menen Anhängern der NSDAP sofort eine gesicherte Anwartschaft auf 
Versorgung zu verschaffen. 

3. Ernennungen und Beförderungen 

a) Ernennungen und Beförderungen, die zwingenden beamten- 
rechtlichen Vorschriften widersprechen oder politischen Cha- 
rakter tragen, bleiben unberücksichtigt (§ 7 Absatz 1). 

b) Im Hinblick auf die ungeheure Ausweitung des Staatsapparates 
in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 8. Mai 1945 werden 
von den in dieser Zeit erfolgten Beförderungen höchstens zwei 
berücksichtigt (§ 7 Absatz 2). 

4. Unterbringung 

Im Interesse einer baldigen Unterbringung der noch dienstfähigen 
Beamten bei den öffentlich-rechtlichen Dienstherren im Bundesgebiet 
ist bestimmt, daß die Aufwendungen für die Beschäftigung solcher 
Beamten einen bestimmten Hundertsatz des Besoldungsaufwandes aus- 
machen müssen (§ 13), und daß die Zahl der als Beamte auf Lebenszeit 
untergebrachten Personen einen bestimmten Hundertsatz der Gesamt- 
zahl der Planstellen jedes Dienstherrn erreichen muß (§ 14). Ein 
bloßer Stellenvorbehalt würde nicht genügen, da seine Auswirkungen 
vorerst nicht in Erscheinung träten; säumige Dienstherren würden da- 
mit belohnt (im übrigen vgl. Begr. zu den §§ 13, 14). Zur Sicherung 
der Erfüllung der Unterbringungspflicht dient die Einschaltung 
koordinierender Stellen und die ersatzweise Zahlung von Ausgleichs- 
beträgen (§§ 15, 16). Den neuen Dienstherren wird der Entschluß, 
Beamte. auf Lebenszeit oder auf Zeit anzustellen, durch die in § 40 
enthaltene Regelung über die Verteilung der Versorgungslast zwischen 
Bund und neuem Dienstherrn erleichtert (vgl. Begr. zu § 40). 

5. Versorgung 

Die Versorgung der Beamten wird bundeseinheitlich geregelt, und 
zwar entsprechend dem vor dem Deutschen Beamtengesetz geltenden 
Reichsbeamtengesetz in der Fassung von 1923 mit einer zehnjährigen 
Wartezeit (§ 30) und einer vom vollendeten zehnten Dienstjahre an 
gestaffelten Pensionsskala (§31 Absatz 1). 

Für Ruhestandsbeamte und Hinterbliebene wird ein Rechtsanspruch 
auf Versorgungsbezüge begründet, und zwar.in Höhe eines bestimmten 
Hundertsatzes der sich nach der Pensionsskala ergebenden Versor- 
gungsbezüge (§31 Absatz 2); diese rein finanziell bedingte Einschrän- 
kung kann je nach Lage der Finanzen des Bundes durch Erhöhung des 
Hundertsatzes gemildert oder ganz beseitigt werden (§31 Absatz 3). 
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Noch nicht wiederverwendete außer Dienst gestellte Beamte über 
50 Jahre erhalten einen Rechtsanspruch auf Zahlung eines Unterhalts- 
geldes in Höhe eines bestimmten Hundertsatzes des bis zum 8. Mai 
1945 erdienten Ruhegehalts; auch insoweit ist eine Verbesserung durch 
das Haushaltsgesetz vorgesehen (§ 36). Eine Einbeziehung der Beamten 
unter 50 Jahren scheitert zur Zeit an der Finanzlage; sie wachsen aber 
mit Vollendung des 50. Lebensjahres in die Versorgung hinein. 

6. Nachversicherung 

Angehörige des öffentlichen Dienstes, die nach der im Gesetz ge- 
troffenen Regelung keine Anwartschaft auf Altersversorgung haben 
und daher nachzuversichern wären, gelten als nachversichert; ihre An- 
wartschaften bleiben bis zur Übernahme einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung erhalten (§ 75). 

7. Ansprüche aus früherem Dienst- oder Arbeitsverhältnis 

§ 77 stellt klar, daß die in dem Gesetz getroffene Regelung der An- 
sprüche der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
erschöpfend ist und daß weitergehende Ansprüche aus dem früheren 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis gegen den Bund oder andere öffentlich- 
rechtliche Dienstherren im Bundesgebiet nicht geltend gemacht werden 
können. 


II. Im einzelnen 
Zu Kapitel I 

Verdrängte Angehörige des öffentlichen Dienstes und Angehörige 
aufgelöster Dienststellen 

Abschnitt I regelt den Personenkreis, auf den sich Kapitel I 
des Gesetzes bezieht. 

§ 1 umschreibt in Nr. 1 den Begriff des verdrängten und des durch 
Auflösung von Reichsdienststellen seines Amtes oder Arbeitsplatzes 
beraubten Beamten, Angestellten und Arbeiters. 

Zu ersterer Gruppe (Nr. 1 b) gehören die Heimatvertriebenen sowie 
die aus der sowjetischen Besatzungszone und aus Berlin Verdrängten, 
soweit sie aus anderen als beamten- oder tarifrechtlichen Gründen nicht 
im Dienst belassen worden sind. Letztere Voraussetzung bedeutet, daß 
die tatsächliche Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses durch 
eine behördliche Maßnahme, nicht durch den Bediensteten selbst her- 
beigeführt sein muß. 

Die zweite Gruppe (Nr. 1 a) umfaßt die Angehörigen solcher Reichs- 
dienststellen, die aufgelöst worden sind, ohne daß ihre Aufgaben ganz 
oder überwiegend auf eine andere deutsche Dienststelle übergegangen 
sind. Ein Beispiel dafür bildet der Reichsfinanzhof in München; da- 
gegen hat bei den Gerichten, Landesarbeitsämtern und Finanzämtern 
ein Übergang der Aufgaben auf die entsprechenden Landesdienststellen 
stattgefunden. Der Übergang der Aufgaben begründet nach Kapitel V 
§ 22 des Beamtenrechtsänderungsgesetzes vom 30. Juni 1933 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 433 — die Verpflichtung der aufnehmenden Körperschaft 
zur Übernahme der vorhandenen Beamten. 

Für die Wartestandsbeamten, Ruhestandsbeamten und sonstigen 
Versorgungsempfänger sieht § 1 Nr. 2 die Anwendung des sogenannten 
Kassenprinzips vor. Entscheidend ist nicht, wo der Beamte zuletzt 
aktiv Dienst geleistet hat, sondern von welcher Kasse er seine Versor- 
gungsbezüge erhielt, und zwar auf Grund ordnungsmäßiger Überwei- 
sung, nicht im Wege der Auftragszahlung. 
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Der Kreis der Berufssoldaten der früheren Wehrmacht beschränkt 
sich auf die am 8. Mai 1945 noch im Dienst befindlichen und vor diesem 
Zeitpunkt pensionierten (§ 1 Nr. 3). 

§ 1 Nr. 4 stellt klar, daß auch die versorgungsberechtigten Hinter- 
bliebenen der in Nrii. 1 bis 3 auf geführten Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes in die* Regelung eingeschlossen sind. 

Nicht erwähnt in § 1 und daher von der Anwendung des Gesetzes 
ausgeschlossen sind die Angehörigen des Stammpersonals des früheren 
Reichsarbeitsdienstes; es ist dies eine zwangsläufige Folge der Vor- 
schrift des vorläufigen Bundespersonalgesetzes vom 17. Mai 1950 
— BGBL S. 207 — , daß die bis dahin nach § 82 Nr. 2 des Deutschen 
Beamtengesetzes als ruhegehaltfähig geltende Dienstzeit als Angehö- 
riger des Reichsarbeitsdienstes nicht mehr zu berücksichtigen sei. 

§ 2 zählt die Fälle auf, in denen Personen, die an sich die Voraus- 
setzungen des § 1 erfüllen, keine Rechte nach Kapitel I des Gesetzes 
haben. In der Hauptsache sind dies die Personen, deren Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis nach dem 8. Mai 1945 aus beamten- oder tarifrecht- 
lichen Gründen oder durch Maßnahmen der Entnazifizierung unter 
Verlust des Versorgungsanspruchs beendet worden ist oder die aus 
den gleichen Gründen ihren am 8. Mai 1945 noch bestehenden Versor- 
gungsanspruch verloren haben (Nrn. 2 und 3). Dazu kommen die nach 
dem 8. Mai 1945 entsprechend ihrer früheren Rechtsstellung wieder in 
den Dienst gestellten Beamten (Nr. 1) sowie die innerhalb des Landes 
Österreich angestellten Beamten österreichischer Herkunft, die in ihrem 
Heimatlande zu betreuen sind (Nr. 4). Die Ausschließungsgründe 
gelten auch für Hinterbliebene, die zu Nrn. 2 und 3 jedoch nur dann, 
wenn auch sie ihren Versorgungsanspruch verloren haben, was bei Maß- 
nahmen der Entnazifizierung nicht immer der Fall ist. 

Bei den Angehörigen von Nichtgebietskörperschaften und den bei 
öffentlich-rechtlichen Sparkassen beschäftigt gewesenen Personen hängt 
die Anwendbarkeit des Kapitels I des Gesetzes von einer näheren 
Bestimmung des Kreises der zu berücksichtigenden Nichtgebietskörper- 
schaften ab, die durch Rechtsverordnung der Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu treffen ist (§ 3). In dieser Verordnung 
kann vorgesehen werden, daß „entsprechende Einrichtungen im Bun- 
desgebiet^ — z. B. Dachorganisationen — zur Unterbringung und 
Versorgung der zu betreuenden Personen verpflichtet werden und zum 
Ausgleich dafür ihre allgemeine Unterbringungspflicht ganz oder teil- 
weise entfällt. 

§ 4 regelt die Frage des Zuzugs in das Bundesgebiet. Das Gesetz 
kann die unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen nur 
dann erfassen, w^jin sie in eine räumliche Beziehung zum Bundesgebiet 
getreten sind. Ein Stichtag für den Zuzug ist lediglich für die aus der 
sowjetischen Besatzungszone zugezogenen Personen vorgesehen; da- 
gegen werden Heimatvertriebene, heimkehrende Kriegsgefangene und 
Rückwanderer aus dem Ausland ohne zeitliche Bindung berücksichtigt. 
Für asylberechtigte Personen im Sinne des § 1 Absatz 2 des Notauf- 
nahmegesetzes, die zur Abwendung einer ihnen unverschuldet dro- 
henden unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben oder für die per- 
sönliche Freiheit in das Bundesgebiet geflüchtet sind, ist die Möglichkeit 
einer Befreiung von dem Stichtag vorgesehen. 

Abschnitt II regelt die Rechtsverhältnisse der am 8. Mai 1945 
noch aktiven Beamten. 

Unterabschnitt 1 stellt in den §§ 5 und 6 die Rechtsstel- 
lung dieser Beamten in dem auf Seite 30 dar gelegten Sinne klar. 
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§ 7 befaßt sich mit den Ernennungen und Beförderungen. Bezüglich 
beider sieht er vor, daß sie bei Verstößen gegen zwingende beamten- 
rechtliche Vorschriften und, wenn sie überwiegend mit Rücksicht auf 
die Verbindung zum Nationalsozialismus vorgenommen worden sind, 
unberücksichtigt bleiben; das gleiche soll für Verbesserungen des Be- 
soldungsdienstalters und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit gelten. 

Bezüglich der Bef örderungen aus der Zeit zwischen dem 30. Januarl933 
und dem 8. Mai 1945 ist eine weitergehende Beschränkung vorgesehen, 
um die nur durch die ungeheure Ausweitung des Staatsapparates mög- 
lich gewordene Vielzahl von Beförderungen auf das richtige Maß zu- 
rückzuschrauben. Aus Gründen der Vereinfachung stellt § 7 Absatz 2 
Satz 2 eine unwiderlegliche Vermutung dafür auf, daß bei einer Dienst- 
zeit von mehr als 6 Jahren eine Beförderung, bei einer Dienstzeit von 
mehr als 12 Jahren zwei Beförderungen als der regelmäßigen Dienst- 
laufbahn entsprechend anzusehen sind. Diese Vorschrift ist insbeson- 
dere für die Berufssoldaten der früheren Wehrmacht, für die die Vor- 
schrift nach § 48 ebenfalls gilt, von Bedeutung. Die erforderliche 
nähere Abgrenzung des Begriffs „Beförderung" ist einer Durchfüh- 
rungsverordnung Vorbehalten. 

§ 8 stellt klar, daß die durch Spruchkammerbescheide verfügten Ein- 
schränkungen zu beachten sind. Änderungen der Kategorisierujig auf 
Grund sog. periodischer Überprüfungen, die die beamtenrechtlichen 
Wirkungen früherer Bescheide nicht berühren, bleiben außer Betracht. 

§ 9 füllt eine Lücke aus, die insofern besteht, als bisher unmöglich 
war, noch nicht wieder verwendete Beamte und Berufssoldaten der 
früheren Wehrmacht auf Grund von Dienstvergehen während ihrer 
früheren aktiven Dienstzeit oder während der Zeit ihrer Außerdienst- 
stellung dienststrafrechtlich zu belangen. 

§ 10 regelt die Frage der Amtsbezeichnung der außer Dienst gestell- 
ten Beamten. Die Amtsbezeichnung dieser Beamten wie der in den 
Ruhestand getretenen oder entlassenen Beamten (§ 37 Absatz 2 Satz 4 
und Absatz 3 des Deutschen Beamtengesetzes) wird durch die in den 
§§ 7 Absätze 1 und 8 vorgesehenen Beschränkungen beeinflußt; die Be- 
schränkung nach § 7 Absatz 2 berührt dagegen die Amtsbezeichnung 
nicht. 

§ 1 1 enthält eine Sonder Vorschrift für diejenigen Beamten, die zum 
Stammpersonal des früheren Reichsarbeitsdienstes übergetreten sind. 
Sie sollen nicht als RAD-Führer berücksichtigt werden, aber als Beamte 
in ihrer alten Dienststellung, und zwar im Hinblick auf die Streichung 
des § 82 Nr. 2 des Deutschen Beamtengesetzes ohne Anrechnung der im 
Reichsarbeitsdienst zurückgelegten Dienstzeit. 

Beamte, die zur Wehrmacht übergetreten sind, werden als Berufs- 
soldaten behandelt. Für die Wehrmachtbeamten, die Offiziere des 
Truppensonder dienstes geworden sind, gilt die SoncTervorschrift des 
§ 49 Absatz 1. Beamte, die hauptamtlich in den Dienst der Partei, ihrer 
Gliederungen und angeschlossenen Verbände getreten sind, bleiben 
unberücksichtigt. 

Unterabschnitt 2 regelt die Unterbringung. 

Unterzubringen sind die außer Dienst gestellten Beamten — ohne 
Rücksicht darauf, ob sie Unterhaltsgeld erhalten — sowie die nach § 6 
Satz 1 entlassenen Beamten auf Widerruf, die am 8. Mai 1945 den für 
ihre Laufbahn vorgeschriebenen oder üblichen Vorbereitungsdienst 
abgeleistet und die vorgeschriebenen oder üblichen Prüfungen bestan- 
den hatten. Die Durchführung der Unterbringung liegt sämtlichen 
öffentlich-rechtlichen Dienstherren im Bundesgebiet ob (§ 12 Absatz 1). 
Auf die Unterbringung besteht kein Rechtsanspruch der an ihr teilneh- 
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menden Beamten; es handelt sich vielmehr lediglich, um eine Ver- 
pflichtung der Dienstherren, die sich zu ihren Gunsten auswirkt. 

Für die Beamten der Bahn und Post ist eine Sonderregelung insofern 
vorgesehen, als die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundespost 
sie in ihrem Geschäftsbereich unterzubringen haben (§12 Absatz 2). 
Dafür brauchen die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bundes- 
post von sonstigen an der Unterbringung teilnehmenden Personen nur 
Berufsunteroffiziere (§ 49 Absatz 2) unter zubriti gen. 

Der Umfang der Unterbringungspflicht des einzelnen Dienstherrn 
bestimmt sich einmal nach der Höhe der für die Beschäftigung von 
Beamten und Angestellten verausgabten Mittel, von denen ein be- 
stimmter Hundertsatz für die unterzubringenden Beamten zur Ver- 
fügung zu stellen ist (§ 13), sodann nach der Gesamtzahl der vor- 
handenen Planstellen, von denen ein bestimmter Hundertsatz mit 
Beamten auf Lebenszeit aus dem unterzubringenden Personenkreise 
besetzt werden muß (§ 14). Der erste Maßstab ist erforderlich, um zu 
verhindern, daß ein Dienstherr nur Beamte der unteren Besoldungs- 
gruppen einstellt, der zweite Maßstab, um den Dienstherrn zu ver- 
anlassen, eine möglichst große Zahl von Beamten auf Lebenszeit zu 
übernehmen. Die Hundertsätze werden nach genauerer Feststellung der 
Zahl der unterzubringenden Personen so zu bemessen sein, daß sie für 
die einzelnen Dienstherren personal wirtschaf dich und finanziell tragbar 
sind; einstweilen sind sie auf 20 v. H. veranschlagt. Im Hinblick dar- 
auf, daß viele Dienstherren bisher erst wenig verdrängte Beamte 
untergebracht haben, genügt es nicht, lediglich anzuordnen, daß eine 
gewisse Zahl der künftig freiwerdenden Amtsstellen und Arbeits- 
plätze mit verdrängten Beamten zu besetzen ist. Auch kleine Ge- 
meinden können von der Unterbringungspflicht nicht ausgenommen 
bleiben; sie müssen nach ihren Kräften zur Unterbringung beitragen, 
die nur beim Zusammenwirken aller Dienstherren ein annehmbares 
Ergebnis erzielen wird. 

Die §§15 und 16 begründen zusätzliche Verpflichtungen der Dienst- 
herren für den Fall, daß die Verpflichtungen aus den §§13 und 14 
nicht erfüllt sind. § 15 sieht für die obersten Bundesbehörden, in deren 
Bereich der Pflichtanteil des Besoldungsaufwandes nicht erreicht ist, 
eine Einstellungssperre, für die anderen Dienstherren im entsprechen- 
den Falle die Zahlung von Ausgleichsbeträgen in Höhe von 25 v. H. 
des Unterschiedes vor; dieser Satz muß so hoch bemessen sein, um ein 
wirkliches Druckmittel für den säumigen Dienstherrn darzustellen. 
Nach § 16 ist für alle Dienstherren eine Anstellungssperre vorgesehen, 
solange der in § 14 vorgeschriebene Hundertsatz der auf Lebenszeit 
zu übernehmenden Beamten nicht erreicht ist. Die Sperren können bei 
den Bundesverwaltungen durch die Bundesminister des Innern und der 
Finanzen, bei den änderen Dienstherren durch die von der Landes- 
regierung bestimmte Stelle im Rahmen der von den Bundesministern des 
Innern und der Finanzen zu erlassenden Richtlinien gelockert werden. 
Dabei ist — wie in dem Falle des § 36 a der Reichshaushaltsordnung — 
daran gedacht, daß durch eine den Verhältnissen angepaßte bewegliche 
Regelung für die Dauer eines begrenzten Zeitraums, gegebenenfalls 
mehrerer Rechnungsjahre, bestimmt wird, wieviel Stellen für die 
Unterbringungsaktion in Anspruch zu nehmen und wieviel freizu- 
geben sind. Jede genaue Fixierung der in Anspruch zu nehmenden 
Stelle, etwa jeder zweiten, wäre zu starr und müßte zwangsläufig zu 
Schwierigkeiten führen. 

§ 17 sieht vor, daß die Ausgleichsbeträge an den Bund zu leisten und 
für Zwecke des Gesetzes zu verwenden sind. 
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Die §§ 18 bis 20 regeln die Art der Unterbringung. 

§ 1 8 stellt das mit der Unterbringungsaktion angestrebte Ziel klar, 
die außer Dienst gestellten Beamten entsprechendjhrer früheren Rechts- 
stellung als Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit und die an der Unter- 
bringung teilnehmenden ehemaligen Beamten auf Widerruf, die die Vor- 
aussetzungen für eine Anstellung auf Lebenszeit noch nicht erfüllen, als 
Beamte auf Widerruf in ein gleichwertiges Amt zu übernehmen, und 
zwar in den Fällen der §§ 7 und 8 mit den sich daraus ergebenden Be- 
schränkungen. Bei ersteren Beamten endet mit dieser endgültigen 
Unterbringung der Rechtsstand als außer Dienst gestellter Beamter, 
so daß bei Eintritt des späteren Versorgungsfalles der Beamte nur aus 
dem neuen Beamtenverhältnis in den Ruhestand tritt. 

§ 19 begründet die Verpflichtung der an der' Unterbringung teil- 
nehmenden Beamten, auch ein Amt mit niedrigerem Endgrundgehalt 
zu übernehmen, sofern es derselben oder einer mindestens gleichwerti- 
gen Laufbahn angehört, und dieVerpflichtung der außer pienst gestellten 
Beamten, auch als Beamte auf Widerruf oder — soweit das Landes- 
recht einen solchen Rechtsstand vorsieht — als Beamte auf Probe oder 
auf Kündigung tätig zu sein. Bei Anstellung eines außer Dienst gestell- 
ten Beamten in einem solchen Amt bleibt sein Rechtsstand als außer 
Dienst gestellter Beamter unverändert; die spätere Versetzung in den 
Ruhestand hat aus beiden Beamtenverhältnissen zu erfolgen, die Zah- 
lung des Ruhegehalts regelt sich nach § 129 Absatz 2 des Deutschen 
Beamtengesetzes. 

§ 20 sieht die Verpflichtung der an der Unterbringung teilnehmen- 
den Beamten vor, auch eine nach ihrer Berufsausbildung zumutbare 
Beschäftigung als Angestellter oder Arbeiter im öffentlichen Dienst 
anzunehmen. Für eine solche Beschäftigung soll die Vorschrift des 
§ 141 Absatz 1 des Deutschen Beamtengesetzes über Versicherungs- 
freiheit kraft Gesetzes nach den einschlägigen Vorschriften über die 
Rentenversicherung nur dann gelten, wenn die Beschäftigungszeit 
später als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet und dadurch das 
Ruhegehalt erhöht wird; diese Regelung erscheint im Interesse der 
Beamten geboten, die ihre Altersversorgung durch Erhöhung der Be- 
züge aus der Rentenversicherung verbessern wollen. 

§ 21 stellt klar, daß es sich bei den Unterbringungsmaßnahmen nach 
den §§19 und 20 um vorläufige Maßnahmen von kürzerer oder länge- 
rer Dauer handelt, die das Ziel der endgültigen Unterbringung ent- 
sprechend der früheren Rechtsstellung nicht beeinträchtigen. 

Die Vorschrift des § 22 besagt, daß die an der Unterbringung teil- 
nehmenden Beamten, solange sie nicht im öffentlichen Dienst verwen- 
det werden können, auch eine ihnen angebotene, nach ihrer Berufsaus- 
bildung zumutbare private Tätigkeit gegen Entgelt ausüben müssen. 
Von dem Beamten muß verlangt werden, daß er seine Arbeitskraft 
nicht brach liegen läßt. 

§ 23 sieht für den Fall schuldhafter Verletzung der Verpflichtung 
aus den §§ 19, 20 oder 22 sowie den Fall der Aufgabe einer zumutbaren 
Tätigkeit ohne wichtigen Grund die Entziehung des Unterhaltsgeldes 
vor. Zur Vermeidung schikanöser Maßnahmen ist die Entscheidung der 
obersten Dienstbehörde übertragen; auch ist eine Nachprüfung durch 
die zuständige Bundesdienststrafkammer zugelassen. 

§ 24 gestattet einen Verzicht auf die Teilnahme an der Unter- 
bringung. Dadurch wird dem außer Dienst gestellten Beamten, der 
inzwischen in der freien Wirtschaft eine Dauerbeschäftigung gefunden 
hat, die Möglichkeit gegeben, sie beizubehalten. Mit dem Verzicht 
entfällt der Anspruch auf Unterhaltsgeld; dagegen bleibt der Anspruch 
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auf Ruhegehalt bei Eintritt des Versorgungsfalles (Dienstunfähigkeit 
oder Vollendung des 65. Lebensjahres) unberührt. 

§ 25 regelt die Errichtung einer der Dienstaufsicht des Bundes- 
ministers des Innern unterstehenden Bundesoberbehörde für die Ver- 
mittlung der an der Unterbringung teilnehmenden Beamten. Diese 
Behörde soll mit den zuständigen Landesbehörden Zusammenarbeiten. 
Die nähere Bestimmung ihres Geschäftskreises ist dem Bundesminister 
des Innern übertragen. 

§ 26 schaltet die Rechnungsprüfungsbehörden bei der Überwachung 
der Erfüllung der den einzelnen Dienstherren obliegenden Unter- 
bringungsverpflichtungen ein. 

Die §§ 27 und 28 enthalten Sondervorschriften für die Ausübung der 
Landesaufsicht in Unterbringungsfragen. Inwieweit die Landesregie- 
rungen von den ihnen durch § 27 gegebenen Befugnissen zur Erteilung 
von Anweisungen, Zwangszuweisungen von unterzubringenden Be- 
amten und Zwangsetatisierung von Ausgleichsbeträgen Gebrauch 
machen, ist ihnen überlassen. 

Außer den in § 12 erwähnten Beamten nehmen an der Unter- 
bringung kraft besonderer Vorschrift teil die nach dem Tarifrecht un- 
kündbaren Angestellten und Arbeiter (§ 47 Absatz 2 Satz 3) sowie die 
Berufsunteroffiziere der früheren Wehrmacht, die am 8. Mai 1945 eine 
Dienstzeit von mindestens 12 Jahren abgeleistet hatten und nach frühe- 
rem Recht Versorgungsanwärter (Militäranwärter) geworden wären 
(§ 49 Absatz 2). Auf den Pflichtanteil der §§13 und 14 sind ferner 
anzurechnen die wiedereingestellten Angestellten und Arbeiter, die 
am 8. Mai 1945 eine ununterbrochene Dienstzeit von mindestens 
10 Jahren im öffentlichen Dienst abgeleistet hatten (§ 47 Absatz 2 
Satz 2) und die übrigen nach § 48 Absatz 1 zu betreuenden Berufs- 
soldaten. 

Unterabschnitt 3 regelt die Versorgung der in den Ruhe- 
stand versetzten und außer Dienst gestellten Beamten sowie ihrer 
Hinterbliebenen. 

Nach § 29 sollen im allgemeinen die Vorschriften des Abschnitts VIII 
des Deutschen Beamtengesetzes in der für die Bundesbeamten gelten- 
den Fassung gelten. Neu sind — wie bereits erwähnt — die Vor- 
schriften über die Einführung der zehnjährigen Wartezeit und der 
Pensionsskala. 

Die zehnjährige Wartezeit (§ 30 Absatz 1) muß bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalls zurückgelegt sein. Bei ihrer Berechnung wird in 
erster Linie die im Beamtenverhältnis abgeleistete Dienstzeit (ohne die 
nach § 81 Absatz 1 Satz 2 des Deutschen Beamtengesetzes nicht ruhe- 
gehaltfähigen Zeiten) berücksichtigt, sofern sie nach Vollendung des 
21. Lebensjahres liegt. Hinzu treten Zeiten, die nach gesetzlicher Vor- 
schrift als ruhegehaltfähige Dienstzeit gelten wie die des Wehrdienstes 
und die nach dem 8. Mai 1945 abgeleistete Zeit als Beamtendienst- 
tuer (§ 34 Absatz 3), sowie — im Rahmen des § 85 Absatz 1 Nr. 5 des 
Deutschen Beamtengesetzes — Vordienstzeiten. 

Die Pensionsskala (§ 31 Absatz 1) ist dem Reichsbeamtengesetz in 
der Fassung von 1923 angepaßt; im Hinblick auf ihren späteren Be- 
ginn werden Zeiten nicht, wie nach dem Deutschen Beamtengesetz, erst 
nach Vollendung des 27. Lebensjahres, sondern bereits nach Voll- 
endung des 21. Lebensjahres als ruhegehaltfähig berücksichtigt. 

In § 31 Absatz 2 und 3 ist zum Ausdruck gebracht, daß die nach der 
Pensionsskala berechneten Versorgungsbezüge lediglich Bemessungs- 
grundlage sein sollen und nur in Höhe einer Quote zur Auszahlung. 
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gelangen. Die Mindestquote wird in dem Gesetz selbst bestimmt; auf 
sie besteht ein Rechtsanspruch. Die Festsetzung einer etwaigen höheren 
Quote bleibt dem alljährlidi ergehenden Haushaltsgesetz Vorbehalten, 
bei dessen Gestaltung sich übersehen läßt, wieviel Mittel für die Ver- 
sorgung des in Betracht kommenden Personenkreises aufgewendet 
werden können. 

§ 32 Absatz 1 bestimmt, daß bei Einkommen aus öffentlichem 
Dienst bezüglich der Ruhensvorschriften der §§127 und 131 des Deut- 
schen Beamtengesetzes die Kürzungsgrenze unter Berücksichtigung des 
Hundertsatzes der jeweiligen Auszahlungsquote berechnet wird. 

§ 32 Absätze 2 und 3 enthält Vorschriften über das Ruhen der Ver- 
sorgungsbezüge bei steuerpflichtigen Arbeitseinkünften aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger oder nicht- 
selbständiger Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes, sofern diese 
Einkünfte einen Mindestbetrag übersteigen, sowie bei einem Einkom- 
men aus einer Beschäftigung bei Vereinigungen, Einrichtungen und 
Unternehmen, deren gesamtes Kapital sich in öffentlicher Hand be- 
findet. Die Vorschriften sind den entsprechenden Regelungen der 
meisten Länder und der Bizone angepaßt, erfassen jedoch das ge- 
samt e über einen Freibetrag von 50 DM hinausgehende private 
Arbeitseinkommen. 

§ 32 Absatz 4 schreibt ein Ruhen der Versorgungsbezüge vor, solange 
der Versorgungsberechtigte seinen Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt außerhalb des Bundesgebiets hat. Es ist dies eine Folgerung 
aus dem Grundsatz, daß sich die Betreuung auf Grund des Artikels 131 
des Grundgesetzes nur auf die im Bundesgebiet befindlichen Personen 
erstreckt (vgl. Begründung zu § 4). 

§ 33 beseitigt in Anlehnung an die Regelung der bizonalen Zweiten 
Spar Verordnung die Übersteigerung der Unfall Versorgung, die wäh- 
rend des Krieges eingeführt worden ist. 

§ 34 regelt das weitere Schicksal der außer Dienst gestellten Beamten 
bei Eintritt der Dienstunfähigkeit oder Vollendung des 65. Lebens- 
jahres. Für die Versetzung in den Ruhestand wird auch hier die Er- 
füllung der Voraussetzungen des § 30 (zehnjährige Dienstzeit oder 
Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschädigung) gefordert. Bei Be- 
rechnung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit ist auch die Zeit zu berück- 
sichtigen, in der ein außer Dienst gestellter Beamter nach dem 8. Mai 
1945 im öffentlichen Dienst als Beamter oder Beamtendiensttuer tätig 
gewesen ist, ohne aus dieser Verwendung einen Versorgungsanspruch 
zu erlangen. Die darin liegende Erweiterung der Vorschriften des 
Deutschen Beamtengesetzes über die Einrechnung von nicht im Be- 
amtenverhältnis abgeleisteten Dienstzeiten in die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit erscheint im Hinblick auf die Nachkriegs Verhältnisse zur 
Wahrung der Beamtenrechte dringend notwendig. 

§ 35 sieht die Möglichkeit der Gewährung eines Unterhaltsbeitrages 
an Beamte vor, die mangels Erfüllung der zehnjährigen Dienstzeit nach 
§ 5 Absatz 1 Nr. 2 oder § 34 Absatz 2 als entlassen gelten. Eine gleiche 
Möglichkeit ist für die Beamten auf Widerruf vorgesehen, die nach 
§ 6 Satz 1 als entlassen gelten, sofern ihnen wegen einer nicht auf 
Dienstbeschädigung zurückzuführenden Dienstunfähigkeit oder Er- 
reichung der Altersgrenze ein Unterhaltsbeitrag nach § 76 Absatz 3 des 
Deutschen Beamtengesetzes hätte bewilligt werden können. Auf diese 
Weise wird sichergestellt, daß sich aus der Durchführung der neuen 
Vorschriften keine Härten ergeben. 

§ 36 führt für die außer Dienst gestellten Beamten, die das 50. Le- 
bensjahr vollendet haben, vorläufige Versorgungsbezüge ein, die als 
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„Unterhaltsgeld“ bezeichnet werden. Für das Unterhaltsgeld sollen 
die gleichen Vorschriften gelten wie für das Ruhegehalt. Während aber 
der wiederverwendete Ruhestandsbeamte Pension und neues Dienst- 
einkommen bis zu der in § 32 Absatz 1 bestimmten Kürzungsgrenze 
bezieht, soll das Diensteinkommen eines wiederverwendeten Unter- 
haltsgeldempfängers auf das Unterhaltsgeld voll angerechnet werden. 
Andere Arbeitseinkünfte werden auf das Unterhaltsgeld angerechnet, 
soweit sie einen Freibetrag von 50 DM übersteigen; auch diese Regelung 
ist zwangsläufig schärfer als die entsprechende Regelung bezüglich des 
Rühens der endgültigen Versorgungsbezüge nach § 32 Absatz 2. 

§ 37 regelt die Versorgung der Witwe und der Kinder eines außer 
Dienst gestellten Beamten. Auch sie erhalten Bezüge nur, falls in der 
Person des Beamten die Voraussetzungen des §30 (zehnjährige Dienst- 
zeit oder Tod infolge Dienstbeschädigung) erfüllt sind. 

§ 38 sieht entsprechend § 35 die Möglichkeit der Gewährung eines 
Unterhaltsbeitrages für Witwen und Waisen vor. Sie wirkt sich vor 
allem für Kriegswitwen und Kriegswaisen aus. 

§ 39 führt die bis 1937 geltende Kürzung des Witwengeldes bei 
größerem Altersunterschied wieder ein und übernimmt damit die in der 
Bizone und einer Reihe von Ländern bestehende Regelung in etwas 
veränderter Form. 

§ 40 schreibt in Absatz 1 vor, daß die Versorgungslast im Falle der 
Wiederverwendung eines außer Dienst gestellten Beamten durch 
einen anderen Öffentlich-rechtlichen Dienstherrn als den Bund zwischen 
Bund und anderem Dienstherrn zu teilen ist, sofern der Beamte zur 
Zeit der Anstellung das sechzigste Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatte. Dadurch soll den Ländern und Gemeinden der Entschluß er- 
leichtert werden, einen außer Dienst gestellten Beamten — was nach 
§18 das Ziel ist — wieder in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
oder auf Zeit zu verwenden. Insoweit dient die Vorschrift zur Ergän- 
zung der im Unterbringungsteil (§ 14) vorgesehenen Regelung. 

In der gleichen Richtung liegt die Vorschrift des § 40 Absatz 2. Nach 
dieser sind die Versorgungsbezüge eines außer Dienst gestellten Be- 
amten, die sich infolge der Anrechnung auf Grund des § 34 Absatz 3 
erhöhen, nach dem Verhältnis der bis zum 8. Mai 1945 zurückgelegten 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit und der während der Wiederverwendung 
zurückgelegten ruhegehaltfähigen Dienstzeit von* Bund und von den 
neuen Dienstherren anteilig zu tragen. 

Unterabschnitt 4 regelt im § 41 die Kapitalabfindung für 
außer Dienst gestellte Beamte, die Anspruch auf Unterhaltsgeld haben, 
sowie für Ruhestandsbeamte zum Zwecke der Beschaffung einer 
Wohnstätte. Die vorgesehene Regelung ist in ihrer Gestaltung den 
Vorschriften angepaßt, die früher für derartige Kapitalabfindungen 
bei der Polizei und Wehrmacht bestanden haben. 

Die Abschnitte III und IV regeln die Rechtsverhältnisse 
der am 8. Mai 1945 vorhandenen Wartestandsbeamten (§ 42), Ruhe- 
standsbeamten, sonstigen Versorgungsempfänger und Hinterbliebenen 

(§§ 43 ff.). 

§ 44 Absatz 2 bestimmt, daß Ehefrauen und Kinder eines in Kriegs- 
gefangenschaft oder im Gewahrsam einer ausländischen Macht befind- 
lichen Beamten, Wartestandsbeamten oder Ruhestandsbeamten des in 
§ 1 Nr n. 1, 2 bezeichne ten Personenkreises Bezüge in Höhe der 
Hinterbliebenenversorgung erhalten sollen. 

§ 45 stellt fest, daß Unterhaltsbeiträge, auf die am 8. Mai 1945 ein 
gesetzlicher Anspruch bestand (z. B. nach § 120 des Deutschen Beamte» 
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gesetzes) mit den sich aus den §§ 7, 8, 29, 31, 32, 33 und 39 ergebenden 
Beschränkungen weiterzugewähren sind, und ermächtigt die obersten 
Dienstbehörden zur Weitergewährung sonstiger Unterhaltsbeiträge 
(z. B. nach §§76 Absatz 3 und 103 des Deutschen Beamtengesetzes). 

§ 46 enthält eine Sondervorschrift für Volksdeutsche Umsiedler. 

Abschnitt V regelt die Rechtsverhältnisse der Angestellten und 
Arbeiter in dem Sinne, daß die Angestellten und Arbeiten mit einer der 
Beamtenversorgiing nachgebildeten Versorgung wie Beamte behan- 
delt werden (§ 47 Absatz 1), dagegen das Arbeitsverhältnis der übrigen 
Angestellten und Arbeiter als mit dem 8. Mai 1943 beendet ange- 
sehen wird (§ 47 Absatz 2 Satz 1). Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
auch das Arbeitsverhältnis der sog. unkündbaren Angestellten und 
Arbeiter aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
gekündigt werden konnte und daß der Zusammenbruch des Reichs als 
ein solcher wichtiger Grund anzusehen ist. 

Die Gewährung eines Abkehrgeldes für die langjährig im öffent- 
lichen Dienst beschäftigten Angestellten läßt sich aus finanziellen 
Gründen nicht ermöglichen. Es ist aber vorgesehen, daß die Ange- 
stellten und Arbeiter mit einer ununterbrochenen Dienstzeit von min- 
destens zehn Jahren im öffentlichen Dienst im Falle der Wiederver- 
wendung bei einem öffentlichrechtlichen Dienstherrn auf dessen Unter- 
bringungspflichtanteil angerechnet werden (§ 47 Absatz 2 Satz 2). 
Darüber hinaus nehmen unkündbare Angestellte und Arbeiter in 
vollem Umfange an der Unterbringung teil (§ 47 Absatz 2 Satz 3). 

Abschnitt VI regelt die Rechtsverhältnisse der Berufssoldaten 
der früheren Wehrmacht entsprechend der für Beamte geltenden Rege- 
lung mit den sich aus der Besonderheit ihres früheren Dienstverhält- 
nisses ergebenden Einschränkungen hinsichtlich der Unterbringung 
(§§48,49). 

Die Vorschrift, daß nur die Berufssoldaten in die Betreuung einbe- 
zogen werden, die vor dem 8. Mai 1935 erstmals berufsmäßig in den 
Wehrdienst eingetreten oder in ein Beamten Verhältnis berufen worden 
sind, entspricht dem Erfordernis der zehnjährigen Wartezeit und der 
Notwendigkeit der Ausschaltung der Fälle eines lediglich durch die 
Konjunktur der Aufrüstung veranlaßten Berufswechsels. Im übrigen 
wird zwischen den einzelnen Gruppen der Berufssoldaten danach 
unterschieden, ob sie am 8. Mai 1945 bereits eine unbedingte Anwart- 
schaft auf lebenslängliche Dienstzeitversorgung hatten oder ob ihnen 
eine solche Anwartsdiaft nur unter besonderen Voraussetzungen (wie 
Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschädigung oder Dienstunfähigbeit 
+ Arbeitsverw endungsunf ähigkeitj zustand. Die zur ersteren Gruppe 
gehörenden Berufssoldaten werden wie Beamte auf Lebenszeit, die zur 
zweiten Gruppe gehörigen wie Beamte auf Widerruf behandelt. 

Die Angleichung an die für Beamte geltende Regelung ist nicht nur 
auf dem Gebiet des Versorgungsrechts, sondern auch auf dem Gebiet 
des Besoldungsrechts vorgesehen (§ 48 Absätze 3, 4). 

Nicht zu den Berufssoldaten gehören die Wehrmachtbeamten; diese 
haben vielmehr die Rechtsstellung von Beamten. Für die Berufs- 
offiziere des Truppensonderdienstes, die kurz vor Beendigung des 
zweiten Weltkrieges aus dem Wehrmachtbeamtenverhältnis hervor- 
gegangen sind, gilt die Sonderregelung des § 49 Absatz 1: sie werden 
so behandelt, wie wenn sie in ihrer Rechtsstellung als Wehrmacht- 
beamte verblieben wären. Damit entfallen zugleich die sachlich un- 
gerechtfertigten Höherstufungen, die mit der Überleitung verbunden 
waren. 
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Während für die Berufssoldaten im allgemeinen nur vorgesehen ist, 
daß sie im Falle ihrer Wiederverwendung im öffentlichen Dienst auf 
den Unterbringungspflichtanteil der Dienstherren angerechnet werden, 
sollen die Berufsunteroffiziere mit einer Dienstzeit von mindestens 
zwölf Jahren in vollem Umfange an der Unterbringung teilnehmen. 
Das beruht auf der Erwägung, daß diese Unteroffiziere ohne die vor- 
zeitige Beendigung ihres Dienstverhältnisses infolge des Zusammen- 
bruchs als Versorgungsanwärter (Militäranwärter) in den zivilen 
öffentlichen Dienst zu übernehmen gewesen wären. 

Abschnitt VII regelt die Gewährung von Beihilfen und Unter- 
stützungen. Diese können nach Maßgabe der allgemein dafür geltenden 
Bestimmungen an solche Angehörige des öffentlichen Dienstes gewährt 
werden, die keine Versorgungsbezüge erhalten oder sich bei geringen 
Versorgungsbezügen in einer besonderen Notlage befinden (§ 50). 

§ 51 stellt sicher, daß die versorgungsberechtigten Volksdeutschen 
Vertriebenen laufende Unterstützungen bis zur Höhe der für Volks- 
deutsche Umsiedler vorgesehenenen Versorgungsbezüge erhalten 
können. 

Abschnitt VIII enthält einige Verfahrensvorschriften. 

Grundsätzlich liegt die Durchführung des Kapitels I des Gesetzes, 
abgesehen von den Aufgaben der Bundesvermittlungsstelle und der 
Betreuung der Angehörigen der Bahn und Post, den Ländern ob, die die 
auf Grund des Gesetzes zu gewährenden Zahlungen für Rechnung des 
Bundes leisten (§ 52 Absatz 1). 

§ 52 Absatz 2 bestimmt, daß Zahlungen auf Grund des Gesetzes nur 
auf Antrag gewährt werden. Dabei ist zur Vermeidung von Uber- 
gangsschwierigkeiten vorgesehen, daß Anträge, die innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes gestellt werden, als in 
diesem Zeitpijnkt gestellt gelten. Keines Antrages bedarf es, wenn 
bereits Bezüge gewährt werden. 

§ 53 bestimmt, daß im Falle des Wohnsitzwechsels innerhalb des 
Bundesgebiets die für den neuen Wohnsitz zuständige Stelle die Zah- 
lungen bewirken soll. 

§ 54 regelt die Frage, wer oberste Dienstbehörde im Sinne des 
Kapitels I ist. 

Zu Kapitel U 

Sonstige Angehörige des öffentlichen Dienstes 

Kapitel II befaßt sich mit den sonstigen Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes, die unter Artikel 131 GG fallen. Es sind dies, was 
nicht ausgesprochen zu werden braucht, die Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes, die wegen formeller politischer Belastung von den 
Militärregierungen aus dem Dienst entfernt und inzwischen entnazi- 
fiziert worden sind, ohne ihr Amt oder ihren Arbeitsplatz wieder zu 
erhalten. 

§ 55 sieht für Angehörige der Bahn und Post sowie der übrigen in 
bundeseigene Verwaltungen aufgegangenen früheren Reichsverwaltun- 
gen vor, daß die für verdrängte Angehörige des öffentlichen Dienstes 
geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung finden; für die 
Durchführung der Unterbringung ergeben sich wegen der anderen Sach- 
lage gewisse Einschränkungen. 

Eine gleiche Regelung für die sonstigen Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes zu treffen, scheitert schon daran, daß sie nicht vom Bunde, 
sondern von den Ländern oder den sonst zuständigen öffentlich- 
rechtlichen Dienstherren im Bundesgebiet zu betreuen sind. § 56 
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erklärt daher nur die grundlegenden Vorschriften des Kapitels I mit 
der Maßgabe für anwendbar, daß zur Unterbringung und Versorgung 
der zuständige Dienstherr verpflichtet Ist, und überläßt die weitere 
Regelung der Landesgesetzgebung. Diese kann, wie in § 56 Absatz 3 
ausdrücklich festgestellt wird, ergänzende Vorschriften erlassen, auch 
bleibt bestehendes Landesrecht in Kraft, soweit es eine günstigere 
Regelung enthält. Diese Ausnahme rechtfertigt sich in der Erwägung, 
daß die hier in Frage kommenden Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes bereits in Rechtsbeziehungen zu einem öffentlichrechtlichen Dienst- 
herrn im Bundesgebiet gestanden haben. 

Zu Kapitel III 

Abgabe der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
mit Versorgungsrecht 

Nach der angestellten Berechnung lassen sich die dem Bund durch 
die Ausführung des Gesetzes entstehenden Ausgaben aus allgemeinen 
Haushaltsmitteln und der von den Ländern nach dem kommenden 
Uberleitungsgesetz zu entrichtenden Interessenquote von 15 v. H. 
nicht in vollem Umfange decken. Zur Aufbringung des Fehlbetrages 
muß auf die ungekürzt gewährten Bezüge der Besoldungs- und Ver- 
sorgungsempfänger bei den öffentlichrechtlichen Dienstherrn im Bun- 
desgebiet zurückgegriffen werden. Das sich daraus ergebende Opfer 
stellt eine Gemeinschaftshilfe dar, die den Betroffenen trotz der Stei- 
gerung der Lebenshaltungskosten um so eher zugemutet werden kann, 
als sie selbst von der Not der ohne ihr Verschulden heimatlos und amt- 
los gewordenen Beamten nicht oder nur für eine vorübergehende Zeit 
betroffen worden sind. 

Die finanzielle Heranziehung wird in der Form einer Abgabe von 
den Besoldungs- und Versorgungsbezügen durchgeführt. Diese Bezüge 
stellen ein Einkommen dar, das nicht nur mit der allgemeinen Ein- 
kommensteuer, sondern auch mit einer ihrer Eigenart entsprechenden 
Sondersteuer belegt werden kann. Letztere rechtfertigt sich im Hin- 
blick darauf, daß die Bezieher des Einkommens über eine gegen alle 
wirtschaftlichen Schwankungen gesicherte Existenz verfügen. Ent- 
scheidend für die Abgrenzung des Bezieherkreises ist der Umstand, 
daß das Einkommen auf Grund eines Versorgungsanspruchs erzielt 
wird oder einer Person zufließt, die eine Anwartschaft auf Versorgung 
besitzt oder der eine solche Versorgung gewährt werden kann. 

§ 57 bestimmt, daß die Abgabe von den Angehörigen des öffent- 
lichen Dienstes „mit Versorgungsrecht“ (in dem erläuterten Sinne) 
monatlich zu entrichten ist, und stellt klar, daß sie gemäß Artikel 106 
Absatz 2 des Grundgesetzes den Ländern zufließt. 

§ 58, 59 regeln im einzelnen den Kreis der Personen, die der Abgabe 
unterliegen. Es sind dies außer den Beamten auf Lebenszeit und auf 
Zeit auch die auf Widerruf, auf Probe und auf Kündigung, da diesen 
nach den einschlägigen beamtenrechtlichen Vorschriften als Altersver- 
sorgung ein Unterhaltsbeitrag bewilligt werden kann, sowie die Ange- 
stellten und Arbeiter, die Vergütung nach der Besoldungsordnung für 
Beamte erhalten und Anspruch auf Versorgung nach beamtenrecht- 
lichen Grundsätzen haben, und zwar bei sämtlichen öffentlichrecht- 
lichen Dienstherren im Bundesgebiet, ferner alle Versorgungs- 
empfänger. 

§ 60 regelt die Bemessungsgrundlage für die Abgabe. Diese ist eine 
andere als bei der Lohnsteuer. Sie wird sich im Regelfälle bei Beamten 
aus dem Grundgehalt, etwaigen Zulagen und dem Wohnungsgeld- 
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Zuschuß zusammensetzten. Der Hinweis auf § 19 Absatz 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes stellt klar, daß Wartegelder, Ruhegelder, 
Witwen- und Waisengelder und andere Bezüge und Vorteile aus frühe- 
ren Dienstleistungen ebenso zur Bemessungsgrundlage gehören wie 
Gehälter und andere Bezüge und Vorteile, die für eine Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst gewährt 4 werden. Kinderzuschläge sowie Ein- 
nahmen aus Einkünften, die nach § 3 des Einkommensteuergesetzes 
steuerfrei sind, gehören nicht zur Bemessungsgrundlage. 

§ 61 stellt ausdrücklich fest, daß Empfänger von gekürzten Ver- 
sorgungsbezügen (§ 31) und von Unterhaltsgeld (§ 36) von der Ab- 
gabe befreit sind. 

Der in § .62 bestimmte Abgabesatz ist so bemessen, daß das mut- 
maßliche Aufkommen den sich bei Durchführung des Gesetzes er- 
gebenden Fehlbetrag deckt. 

§ 63 bestimmt, daß die Abgabe im Steuerabzugsverfahren erhoben 
werden soll, und ist im übrigen den Vorschriften über die Lohnsteuer 
angepaßt. 

§ 64 stellt sicher, daß der Brutto- Arbeitslohn vorweg um die Abgabe 
gekürzt wird und erst dann Bemessungsgrundlage für die Einkommen- 
bzw. Lohnsteuer bildet. Die auf der Lohnsteuerkarte eingetragenen 
steuerfreien Beträge sind also von dem um die Abgabe gekürzten 
Arbeitslohn abzuziehen. Dieses Verfahren entspricht der für die Ge- 
haltskürzung maßgebenden Regelung. 

§ 65 Satz 1 stellt eine Schutz vor schrift für die Personen dar, bei 
denen der Wegfall der Gehaltskürzung auf die nach der Währungs- 
reform gewährten besonderen Zulagen Anrechnung findet, wie dies 
§70 des Entwurfs und entsprechende landesgesetzliche Vorschriften 
vorsehen. In solchen Fällen soll die Abgabe nur insoweit erhoben 
werden, als der Betrag aus dem Wegfall der Gehaltskürzung die Zu- 
lage übersteigt. Dadurch ist gewährleistet, daß der Abgabepflichtige 
in allen Fällen mindestens die Dienstbezüge behält, die er vor Weg- 
fall der Gehaltskürzung erhalten hat. 

Satz 2 bestimmt, daß bei einer künftigen Änderung der abgabepflich- 
tigen Einnahmen, z. B. durch Aufrücken in den Dienstaltersstufen 
oder bei Änderung des Wohnungsgeldzuschusses, entsprechend zu ver- 
fahren ist. 

Nach § 66 sollen die für Steuern geltenden Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung Anwendung finden. 

§ 67 ermächtigt die Bundesregierung, mit Zustimmung des Bundes- 
rats die Durchführung des Kapitels III in bestimmten Punkten durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

§ 68 kürzt im Hinblick darauf, daß das Einkommen aus der Abgabe 
im Landesgebiet den Ländern verbleibt, den Anspruch des Landes auf 
Erstattung der nach § 52 für Rechnung des Bundes geleisteten Zah- 
lungen. Unberührt bleibt die Vorschrift des Uberleitungsgesetzes über 
die Interessenquote der Länder. 

Kapitel IV 

Wegfall der Gehaltskürzung 

Soweit bisher noch für die Mitglieder der Bundesregierung die 
Beamten, Angestellten und Versorgungsempfänger des Bundes und der 
in Artikel 130 des Grundgesetzes bezeichneten Verwaltungsorgane und 
Einrichtungen die Erste Gehaltskürzungsverordnung gilt, soll sie keine 
Anwendung mehr finden (§ 69). 
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§ 70 bestimmt, daß die nichtruhegehaltfähigen Zulagen nach dem 
bizonalen Gesetz vom 3. Dezember 1948 — WiGBl. S. 137 — nur noch 
insoweit zu gewähren sind, als sie die ungekürzten Dienstbezüge über- 
steigen. 

§ 71 trifft eine entsprechende Regelung für die Angestellten, deren 
Dienstbezüge seit dem 1. Juli 1948 allgemein erhöht worden sind. 
Der sich aus dem Wegfall der Gehaltskürzung ergebende Mehrbetrag 
an Dienstbezügen ist auf diese Erhöhungen anzurechnen. 

Zu Kapitel V 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 72 Nr. 1 enthält eine Sonderregelung für die bei Inkrafttreten des 
Gesetzes vorhandenen Versorgungsempfänger der Bahn und Post. 
Für diese soll es bei der bisherigen Hemessungsgrundlage für das 
Ruhegehalt, insbesondere bei der durch die Dritte Sparverordnung vom 
16. Marz 1949 — WiGBL. S. 24 — eingeführten Pensionsskala ver- 
bleiben. Diese Skala führt im ganzen gesehen zu dem gleichen finan- 
ziellen Ergebnis wie die Pensionsskala des § 31 Absatz 1. Dagegen 
gelten auch für die Altersversorgungsempfänger der Bahn und Post 
die Vorschrift des § 30, nach der die Versorgungsberechtigung erst mit 
Erfüllung einer zehnjährigen Wartezeit eintritt, wenn nicht der Fall 
einer Dienstunfähigkeit infolge Dienstbeschädigung vorliegt, sowie die 
übrigen Vorschriften des Abschnitts II Unterabschnitt 3. 

§72 Nr. 2,3 enthält eine entsprechende Sonderregelung für die ver- 
sorgungsberechtigten Berufssoldaten der früheren Wehrmacht, deren 
Versorgungsbezüge nicht nach Maßgabe der 1927 eingeführten Be- 
soldungsordnung C errechnet sind, sowie die vor Inkrafttreten des 
Deutschen Beamtengesetzes versorgungsberechtigt gewordenen Be- 
amten und Hinterbliebenen. Auch für diese Personen ist das Ruhe- 
gehalt auf höchstens 75 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge zu 
bemessen. 

Für alle Fälle des §^72 sind die sich aus den §§ 7 und 8 ergebenden 
Beschränkungen zu beachten. Die Altersversorgungsempfänger der 
Polizei und des Ingenieurkorps der Luftwaffe unterliegen außerdem 
der Beschränkung des § 73. 

§ 73 enthält eine Sonder vor Schrift für die früheren Offiziere der 
Polizei, die zwar in die Besoldungsgruppe A eingereiht waren, dort 
aber Besoldungssätze erhielten, die im Sinne einer Angleichung an die 
Sätze der Besoldungsordnung C von der allgemeinen Besoldungs- 
stufeneinteilung abwichen, sowie der früheren Beamten des Ingenieur- 
korps der Luftwaffe, für die eine eigene Besoldungsordnung bestand. 

§ 74 gestattet die Gewährung von Unterhaltsbeiträgen an Personen, 
die wegen der veränderten Vorschriften über den Stichtag des Zuzuges 
in das Bundesgebiet (§ 4) und über den Stichtag des berufsmäßigen Ein- 
tritts der Berufssoldaten in den Wehrdienst oder in ein Beamten- 
verhältnis — 8. Mai 1935 statt bisher 30. September 1936 — (§ 48 
Absatz 1 Satz 1) keinen Anspruch auf Versorgung haben, aber bisher 
Zahlungen auf Versorgungsbezüge erhielten. 

§ 75 Absatz 1 regelt die Nachversicherung für alle unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen, die nach dem Gesetz keine An- 
wartschaft auf Altersversorgung haben und daher von ihrem früheren 
Dienstherrn nach den sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften für 
die vor dem 8. Mai 1945 liegende Zeit der versicherungsfreien Be- 
schäftigung nachzuversichern wären, in dem Sinne, daß sie für diese 
Zeit kraft Gesetzes als nach versichert gelten. Eine solche Maßnahme, 
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die die Berücksichtigung der in Frage kommenden Zeit bei der Alters- 
versorgung in sich schließt, entspricht dem Gebot der Billigkeit. 

§75 Absatz 2 soll in Anwendung des Rechtsgedankens des § 121 
des Deutschen Beamtengesetzes die Nachteile ausgleichen, die sich 
daraus ergeben, daß Beamte von der Unfallversicherung befreit sind 
und auch nach ihrem Ausscheiden ohne Beamtenversorgung nicht an 
der Unfallfürsorge nach § 558 der Reichs Versicherungsordnung teil- 
nehmen. 

§ 76 schließt die Erstattung der vor Inkrafttreten des Gesetzes ge- 
leisteten Zahlungen auf Grund der Vorschriften über Vorschüsse auf 
Versorgungsbezüge, Zuwendungen, Unterhaltsbeträge usw. aus, und 
zwar sowohl im Verhältnis der zahlenden Stelle zum Bund wie im 
Verhältnis der zahlenden Stelle zum Empfänger. Eine Ausnahme gilt 
lediglich für die seit dem 1. April 1950 für Rechnung des Bundes ge- 
leisteten Zahlungen, die den Ländern vofn Bund zu erstatten sind; 
Nachzahlungen für die Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes finden 
nicht statt. 

§ 77 stellt klar, daß die unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen gegenüber dem Bund und den anderen öffentlichrecht- 
lichen Dienstherren im Bundesgebiet nur die im Gesetz geregelten An- 
sprüche geltend machen können. Das gilt nicht für die gesetzlich 
besonders geregelten Ansprüche auf Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts und die Ansprüche von Heimkehrern, die bei 
öffentlichrechtlichen Dienstherren im Bundesgebiet beschäftigt waren 
und auf Grund der gesetzlichen Vorschriften über die Sicherung des 
Dienst- und Ar beits Verhältnisses Wiedereinstellung verlangen können. 

§ 78 sieht vor, daß die versorgungsrechtlichen Vorschriften des Ka- 
pitels I Abschnitt II Unterabschnitt 3 mit dem Versorgungsrecht des 
künftigen endgültigen Bundesbeamtengesetzes in Übereinstimmung 
gebracht werden. 

§ 79 soll sicherstellen, daß etwaige Fehlschätzungen in der Berech- 
nung der durch das Gesetz entstehenden Ausgaben, die der Bemessung 
der Hundertsätze der Pensionen und Unterhaltsgelder zugrunde 
gelegt sind, sich nicht zu Lasten der zu betreuenden Personen aus- 
wirken. 

§ 80 ermächtigt den Bundesminister des Innern, eine Meldepflicht 
anzuordnen und an die Unterlassung der Meldung den Verlust der 
Rechte nach dem Gesetz zu knüpfen. 

§ 81 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. 
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Anlage 1 


Beschluß 

des Deutschen Bundesrates vom 18. August 1950 zu dem Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen. 

Der Bundesrat ist leider nicht in der Lage, zu dem umfassenden 
und außergewöhnlich wichtigen Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 13 t des 
Grundgesetzes fallenden Personen schon heute Stellung zu nehmen, 
da bei der großen Bedeutung der hier zu behandelnden Fragen 
und ihrem Zusammenhang mit dem allgemeinen Lastenausgleich so- 
wie bei dem Umfang der von den verschiedenen Bundesratsaus- 
schüssen vorgelegten Empfehlungen die Länderregierungen sich noch 
nicht abschließend erklären konnten. 

Der Bundesrat will aber eine Verzögerung des Gesetzes auf keinen 
Fall eintreten lassen. Er ist deshalb damit einverstanden, daß die 
Bundesregierung ihren Entwurf ohne vorherige Stellungnahme des 
Bundesrats umgehend dem Bundestag zuleitet. Der Bundesrat wird 
demnächst nach erneuter eingehender Beratung seine eigene Stellung- 
nahme über die Bundesregierung dem Bundestag nachreichen. 
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